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22 . 02 . 2008 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 22. November 2004 

über das Europäische Korps 

und die Rechtsstellung seines Hauptquartiers 

zwischen der Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Belgien, dem Königreich Spanien und 
dem Großherzogtum Luxemburg (Straßburger Vertrag) 


A. Problem und Ziel 

Der Vertrag über das Europäische Korps und die Rechtsstellung sei- 
nes Hauptquartiers zwischen der Französischen Republik, der Bun- 
desrepublik Deutschland, dem Königreich Belgien, dem Königreich 
Spanien und dem Großherzogtum Luxemburg (Straßburger Vertrag) 
bildet die rechtliche Grundlage für das Europäische Korps und 
beschreibt dessen Aufgaben und Aufträge. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz werden die Voraussetzungen für die Ratifi- 
zierung des Straßburger Vertrags geschaffen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand sind durch das Gesetz 
nicht zu erwarten. 

2. Vollzugsaufwand 

Die Anwendung des Gesetzes wird zur Arbeitserleichterung bei der 
Planung und Durchführung von Kooperationsvorhaben beitragen und 
keine zusätzlichen Kosten verursachen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Gesetz nicht mit 
zusätzlichen Kosten belastet. 

E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau sowie 
das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. Kosten für die 
Wirtschaft oder für die sozialen Sicherungssysteme entstehen nicht. 

F. Bürokratiekosten 

Die Ressortabstimmung wurde vor dem 1 . Dezember 2006 eingeleitet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin, 12 Februar 2008 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. November 2004 über das 
Europäische Korps und die Rechtsstellung seines Hauptquartiers zwischen 
der Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Königreich Belgien, dem Königreich Spanien und dem Großherzogtum 
Luxemburg (Straßburger Vertrag) 


mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend sind das Bundesministerium der Verteidigung und das 
Auswärtige Amt. 

■ D i o Ste ll ungnahme dos Nat i ona l en Normonkontro ll r a t e s g e mäß § 6 Ab3. 1 NKRG 

i st a l s An l age 2 be i gefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 841 . Sitzung am 1 5. Februar 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 22. November 2004 
über das Europäische Korps und die Rechtsstellung seines Hauptquartiers 
zwischen der Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Belgien, dem Königreich Spanien 
und dem Großherzogtum Luxemburg (Straßburger Vertrag) 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Brüssel am 22. November 2004 Unterzeichneten Vertrag über das 
Europäische Korps und die Rechtsstellung seines Hauptquartiers zwischen der 
Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, dem Königreich 
Belgien, dem Königreich Spanien und dem Großherzogtum Luxemburg (Straß- 
burger Vertrag) wird zugestimmt. Der Vertrag, die Schlussakte und die dazuge- 
hörige Erklärung der Regierungen des Königreichs Belgien und des Großher- 
zogtums Luxemburg werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 46 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Vertragsgesetz in Verbindung mit dem Vertrag materiel- 
le Regelungen über Steuern enthält, deren Aufkommen ganz oder zum Teil den 
Ländern oder den Gemeinden zufließen. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der 
Vertrag nach seinem Artikel 46 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit zusätzlichen Kosten belastet. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
sind durch das Gesetz nicht zu erwarten. Die Anwendung des Gesetzes wird 
vielmehr zur Arbeitserleichterung bei der Planung und Durchführung von 
Kooperationsvorhaben beitragen. Auch Auswirkungen auf die Einzelpreise und 
auf das Preisniveau sind nicht zu erwarten. Kosten für die Wirtschaft oder für die 
sozialen Sicherungssysteme entstehen nicht. 
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Vertrag 

über das Europäische Korps 
und die Rechtsstellung seines Hauptquartiers 
zwischen der Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Belgien, dem Königreich Spanien und dem Großherzogtum Luxemburg 


Traite 

relatif au Corps europeen 
et au Statut de son Quartier general 
entre la Republique frangaise, la Republique föderale d’Allemagne, 
le Royaume de Belgique, le Royaume d’Espagne et le Grand-Duche de Luxembourg 


Präambel 

Die Französische Republik, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
das Königreich Belgien, 
das Königreich Spanien und 
das Großherzogtum Luxemburg, 

im Folgenden als „Vertragsparteien“ bezeichnet - 

in Anbetracht des Artikels 17 des Vertrags über die Europäi- 
sche Union in der Fassung des am 26. Februar 2001 Unterzeich- 
neten Vertrags sowie der Erklärung zur Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik, die der am 26. Februar 2001 in 
Nizza beschlossenen Schlussakte der Konferenz der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten beigefügt wurde; 

in Anbetracht des Nordatlantikvertrags vom 4. April 1949; 

in Anbetracht des Abkommens vom 19. Juni 1951 zwischen 
den Parteien des Nordatlantikvertrags über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen; 

in Anbetracht des Brüsseler Vertrags vom 17. März 1948 in 
der durch das Protokoll vom 23. Oktober 1954 geänderten Fas- 
sung; 

in Anbetracht des am 22. Mai 1992 durch den Deutsch-Fran- 
zösischen Verteidigungs- und Sicherheitsrat angenommenen 
Berichts von La Rochelle über die Aufstellung des Europäischen 
Korps, dem die belgische Regierung am 25. Juni 1993, die spa- 
nische Regierung am 1. Juli 1994 und die luxemburgische 
Regierung am 7. Mai 1996 beigetreten sind; 


Preambule 

La Republique frangaise, 

La Republique föderale d’Allemagne, 

Le Royaume de Belgique, 

Le Royaume d’Espagne, 

Le Grand-Duche de Luxembourg, 

ci-apres denommes «les Parties contractantes», 

Considerant l’article 17 du Traite sur l’Union europeenne, 
dans sa redaction resultant du traite signe le 26 fevrier 2001, 
ainsi que la declaration relative ä la politique europeenne de 
securite et de defense, annexee ä l’acte final de la Conference 
des representants des Gouvernements des Etats membres, fait 
ä Nice, le 26 fevrier 2001 , 

Considerant le Traite de l’Atlantique Nord du 4 avril 1949, 

Considerant la Convention entre les Etats parties au Traite de 
l’Atlantique Nord sur le Statut de leurs forces du 19 juin 1951, 


Considerant le Traite de Bruxelles du 17 mars 1948 dans la 
version modifiee par le protocole du 23 octobre 1954, 


Considerant le rapport de la Rochelle adopte le 22 mai 1992 
par le Conseil franco-allemand de defense et de securite, 
concernant la creation du Corps europeen auquel ont adhere le 
gouvernement beige le 25 juin 1993, le gouvernement espagnol 
le 1 er juillet 1994 et le gouvernement luxembourgeois le 7 mai 
1996, 
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in Anbetracht des Besonderen Abkommens über die Bedin- 
gungen des Einsatzes des Europäischen Korps im Rahmen der 
Nordatlantischen Allianz vom 21. Januar 1993 zwischen dem 
Obersten Alliierten Befehlshaber in Europa, dem Generalinspek- 
teur der Bundeswehr und dem französischen Generalstabschef, 
dem der Chef des belgischen Generalstabs am 12. Oktober 
1 993, der Chef des spanischen Generalstabs am 29. September 
1995 und der Kommandant der luxemburgischen Armee am 
9. April 1996 zugestimmt haben; 

in Anbetracht der Gemeinsamen Erklärung vom 23. Novem- 
ber 1993 über die Einsatzbedingungen des Europäischen Korps 
im Rahmen der Westeuropäischen Union; 

getragen von dem Willen, die Charta der Vereinten Nationen 
zu achten, und in dem Bestreben, daran zu erinnern, dass Ein- 
sätze des Europäischen Korps im Einklang mit dem Verfas- 
sungsrecht jeder Vertragspartei entschieden werden - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Titel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

(1) Zweck dieses Vertrags ist es, die Grundprinzipien in Be- 
zug auf die Aufträge, die Einzelheiten der Organisation und die 
Funktionsweise des Europäischen Korps zu bestimmen. 

(2) Zweck dieses Vertrags ist es ferner, die Rechtsstellung 
des Hauptquartiers des Europäischen Korps festzulegen. 

(3) Soweit in diesem Vertrag nichts Abweichendes geregelt 
ist, gilt das Recht des Aufnahmestaats. 

(4) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Be- 
stimmungen dieses Vertrags auf der Anwendung der Grundsät- 
ze der Gegenseitigkeit und der ausgewogenen Aufteilung der 
Lasten beruhen. 

Artikel 2 

In diesem Vertrag bedeutet der Ausdruck 

1 . „Europäisches Korps“ 

das multinationale Korps, das sich zusammensetzt aus 
dem Hauptquartier und den Einheiten, für welche die Ver- 
tragsparteien das Kommando dem Kommandierenden 
General des Europäischen Korps übergeben haben; 

2. „Übergabe des Kommandos“ 

die von der zuständigen Stelle einer Vertragspartei mitge- 
teilte Entscheidung, eine Einheit der Streitkräfte dieser Ver- 
tragspartei der tatsächlichen Autorität des Kommandieren- 
den Generals des Europäischen Korps zu unterstellen. 

In dieser Entscheidung, die zu jedem Zeitpunkt widerrufen 
werden kann, werden die Grenzen des damit übergebenen 
Kommandos, der Rahmen, Ort und Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens sowie die Dauer genau angegeben; 

3. „Gemeinsames Komitee“ 

das Komitee, das sich aus den Generalstabschefs und den 
politischen Direktoren der Außenministerien jeder Vertrags- 
partei oder ihren Vertretern zusammensetzt; 

4. „Hauptquartier“ 

den multinationalen Stab des Europäischen Korps mit den 
ihm zugeordneten Vertretungen der Luftstreitkräfte und der 
Marine sowie die Führungs- und Unterstützungselemente 
dieses Stabes; 

5. „Personal des Hauptquartiers“ 

das Militärpersonal und das Zivilpersonal; 


Considerant l’Accord specifique reglant les conditions d’em- 
ploi du Corps europeen dans le cadre de l’Alliance Atlantique du 
21 janvier 1993 entre le Commandant Supreme des Forces 
Alliees en Europe et les chefs d’etat-major des armees franqai- 
ses et allemandes, auquel le chef de l’Etat-major general beige 
a adhere le 12 octobre 1993, le Chef de l’Etat-major general 
espagnol le 29 septembre 1995 et le Commandant de l’armee 
luxembourgeoise le 9 avril 1996, 


Considerant la declaration commune fixant les conditions 
d'emploi du Corps europeen dans le cadre de l’Union de l’Euro- 
pe Occidentale du 23 novembre 1993, 

Animes de la volonte d’agir dans le respect de la Charte des 
Nations Unies, et soucieux de rappeier que les missions du 
Corps europeen sont decidees conformement au droit constitu- 
tionnel de chaque Partie contractante, 

sont convenus de ce qui suit: 


Titre I 

Dispositions generales 

Article 1 er 

1 . Le present Traite a pour objet de definir les principes fon- 
damentaux relatifs aux missions, aux modalites d’organisation 
et au fonctionnement du Corps europeen. 

2. Le present Traite a egalement pour objet de definir le Sta- 
tut du Quartier general du Corps europeen. 

3. A moins qu’il n’en soit dispose autrement dans le texte du 
present Traite, le droit de I ’ Etat de sejour s’applique. 

4. Les Parties contractantes conviennent que les disposi- 
tions du present Traite sont fondees sur l’application des princi- 
pes de reciprocite et de repartition equilibree des charges. 


Article 2 

Dans le present Traite on entend: 

1 . par «Corps europeen»: 

le corps d’armee multinational constitue par le Quartier 
general et par les unites pour lesquelles les Parties contrac- 
tantes ont effectue le transfert du commandement au 
General commandant le Corps europeen; 

2. par «transfert de commandement»: 

la decision notifiee par l’autorite competente d’une Partie 
contractante de placer sous l’autorite effective du General 
commandant le Corps europeen une unite des forces 
armees de cette Partie contractante. 

La decision, qui peut etre rapportee ä tout moment, preci- 
se les limites du commandement qu’elle transfere ainsi que 
le cadre, le Neu, la date de prise d’effet et la duree; 

3. par «Comite commun»: 

le comite compose des Chefs d’etat-major des armees et 
des Directeurs politiques des ministeres des affaires etran- 
geres de chacune des Parties contractantes, ou de leurs 
representants; 

4. par «Quartier general»: 

l’etat-major multinational du Corps europeen et les repre- 
sentations des armees de l’air et de la marine qui lui sont 
rattachees ainsi que les elements de commandement et de 
soutien de cet etat-major; 

5. par «personnel du Quartier general»: 
le personnel militaire et civil; 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/8250 


6. „Militärpersonal“ 

das militärische Personal, das am Hauptquartier Dienst 
leistet und den Streitkräften der Vertragsparteien angehört; 

7. „Zivilpersonal“ 

die Beschäftigten der Vertragsparteien, die am Hauptquar- 
tier Dienst leisten. 

Die vom Hauptquartier eingestellten zivilen Arbeitnehmer 
gelten in keinem Fall als Mitglieder des Personals des 
Hauptquartiers; 

8. „Angehöriger“ 

den Ehegatten eines Mitglieds des Personals des Haupt- 
quartiers, ein dem Mitglied gegenüber unterhaltsberechtig- 
tes Kind sowie einen nahen Verwandten, der von dem Mit- 
glied aus wirtschaftlichen oder gesundheitlichen Gründen 
abhängig ist, von ihm tatsächlich unterhalten wird und mit 
ihm die Wohnung teilt. 

Stirbt ein Mitglied des Personals oder wird es versetzt, so 
gelten seine Angehörigen während einer Frist von 90 Tagen 
nach dem Tod oder der Versetzung weiterhin als Angehöri- 
ge im Sinne des vorstehenden Satzes; 

9. „Entsendestaat“ 

die Vertragspartei, der das Personal angehört, wenn es sich 
im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei befindet; 

10. „Aufnahmestaat“ 

die Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sich das Haupt- 
quartier des Europäischen Korps oder ein Teil dieses 
Hauptquartiers sowie ihr Personal befinden; 

1 1 . „Haushalts- und Finanzausschuss“ 

den aus den Vertretern der Vertragsparteien zusammenge- 
setzten Ausschuss, dem in den Bereichen Haushalt und 
Finanzen die in Titel V festgelegten Befugnisse erteilt sind; 

12. „Rechnungsprüfungsausschuss“ 

den in ausgewogener Weise aus Vertretern der Vertragspar- 
teien zusammengesetzten Ausschuss, dem die in Titel V 
festgelegten Befugnisse erteilt sind. 

Artikel 3 

Dem Europäischen Korps können Einsätze im Rahmen der 
Vereinten Nationen, der Westeuropäischen Union (WEU), der 
Nordatlantikvertrags-Organisation (NATO), der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union oder 
eines gemeinsamen Beschlusses der Vertragsparteien übertra- 
gen werden. 

Unter diesen Bedingungen schließen die Aufgaben des Europäi- 
schen Korps neben seinen Aufgaben im Rahmen der Teilnahme 
an der gemeinsamen Verteidigung humanitäre Aufgaben und 
Rettungseinsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampf- 
einsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaf- 
fender Maßnahmen ein. 

Artikel 4 

Das Gemeinsame Komitee ist insbesondere damit beauftragt, 

- die Entscheidungen der Vertragsparteien vorzubereiten und 
umzusetzen, sobald sie genehmigt sind, dem Kommandie- 
renden General des Europäischen Korps Weisungen zu ertei- 
len und die gegenseitige Information und Abstimmung zwi- 
schen den Vertragsparteien zu gewährleisten; 

- die Beziehungen zur EU, zur WEU, zur NATO und zu anderen 
internationalen Organisationen sowie zu Nichtmitgliedstaaten 
zu gewährleisten; 

- die Fragen hinsichtlich der Durchführung dieses Vertrags zu 
prüfen; 

- die mit der Durchführung des Vertrags zusammenhängenden 
Entscheidungen zu koordinieren; 


6. par «personnel militaire»; 

le personnel militaire servant au sein du Quartier general et 
appartenant aux forces armees des Parties contractantes; 

7. par «personnel civil»; 

les employes des Parties contractantes servant au sein du 
Quartier general. 

Les travailleurs civils recrutes par le Quartier general ne 
sont en aucun cas consideres comme membres du person- 
nel du Quartier general; 

8. par «personne ä Charge»; 

le conjoint d'un membre du personnel du Quartier general, 
tout enfant qui est ä sa Charge, ainsi que tout proche parent 
qui depend de celui-ci pour des raisons economiques ou 
de sante, qui est effectivement soutenu par ce membre et 
qui partage son logement. 

En cas de deces ou de mutation d’un membre du person- 
nel, les personnes ä sa Charge sont considerees comme 
personnes ä Charge au sens de la phrase precedente pen- 
dant les 90 jours suivant le deces ou la mutation; 

9. par «Etat d’origine»; 

la Partie contractante dont releve le personnel, lorsqu’il se 
trouve sur le territoire d’une autre Partie contractante; 

1 0. par «Etat de sejour»; 

la Partie contractante sur le territoire de laquelle se trouve 
le Quartier general du Corps europeen ou un element de ce 
Quartier general, y compris leurs personnels; 

1 1 . par «Comite budgetaire et financier»; 

le comite compose de representants des Parties contrac- 
tantes auquel sont attribuees, dans les domaines budgetai- 
re et financier, les competences prevues au titre V; 

12. par «College des experts aux comptes»; 

le College compose de maniere equilibree de representants 
des Parties contractantes auquel sont confiees les compe- 
tences prevues au Titre V. 

Article 3 

Les missions du Corps europeen peuvent lui etre confiees 
dans le cadre soit des Nations unies, soit de l’Union de l'Europe 
Occidentale (UEO), soit de l’Organisation du Traite de l’Atlanti- 
que Nord (OTAN), soit de la politique etrangere et de securite 
commune de l’Union europeenne, soit d’une decision commune 
prise par les Parties contractantes. 

Dans ces conditions, les missions du Corps europeen, outre ses 
missions de participation ä la defense commune, incluent les 
missions humanitaires et d’evacuation, les missions de maintien 
de la paix et les missions de forces de combat pour la gestion 
des crises, y compris les missions de retablissement de la paix. 


Article 4 

Le Comite commun est notamment Charge: 

- de preparer les decisions des Parties contractantes et de les 
mettre en ceuvre lorsqu’elles sont approuvees, de donner des 
directives au General commandant le Corps europeen et 
d’assurer l’information mutuelle et la coordination entre les 
Parties contractantes; 

- d’assurer les relations avec l’UE, l’UEO, l'OTAN, d’autres 
organisations internationales ainsi que les Etats non mem- 
bres; 

- d’etudier les questions relatives ä la mise en ceuvre du pre- 
sent Traite; 

- de coordonner les decisions afferentes ä la mise en ceuvre du 
present Traite; 
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- die Befugnisse auszuüben, die in Titel III betreffend die Scha- 
densbestimmungen und in Titel V in den Bereichen Haushalt 
und Finanzen genannt sind. 

Artikel 5 

(1) Das Hauptquartier besitzt Rechts- und Geschäftsfähig- 
keit. Es kann Verträge schließen sowie Vermögen erwerben und 
veräußern. 

(2) Das Hauptquartier kann vor Gericht klagen und verklagt 
werden. Es kann jedoch zwischen dem Hauptquartier und einer 
Vertragspartei vereinbart werden, dass eine Vertragspartei vor 
ihren Gerichten in allen Verfahren, bei denen das Hauptquartier 
Prozesspartei ist, an dessen Stelle tritt. In diesem Fall hat das 
Hauptquartier die Erstattung der tatsächlich entstehenden Kos- 
ten in Übereinstimmung mit der Haushalts- und Finanzordnung 
zu gewährleisten. 

(3) Gegen das Hauptquartier dürfen keine Vollstreckungs- 
maßnahmen oder auf die Pfändung oder Beschlagnahme seines 
Vermögens oder seiner Mittel gerichtete Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Möglichkeit, eine gesetzmäßige 
Pfändung von Gehaltsforderungen vom Hauptquartier einge- 
stellter Arbeitnehmer zu bewirken. 

Artikel 6 

(1) Die Rechts- und Geschäftsfähigkeit des Hauptquartiers 
wird vom Kommandierenden General des Europäischen Korps 
oder durch eine von ihm hierzu ausdrücklich bestimmte Person 
in seinem Namen ausgeübt. 

(2) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
kann vom Gemeinsamen Komitee das Mandat erhalten, Über- 
einkünfte bezüglich der Organisation und der Durchführung von 
Übungen oder Einsätzen im Hoheitsgebiet eines Drittstaats aus- 
zuhandeln. 

(3) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
erhält seine Weisungen vom Gemeinsamen Komitee. 

Diese Weisungen legen seine Befugnisse im Frieden und im Ein- 
satz fest, die insbesondere Folgendes umfassen: 

- operative und logistische Planung, 

- Beitrag zur Festlegung der Ausbildungsziele, 

- Überprüfung des Ausbildungsstands, 

- Vorbereitung und Durchführung von Übungen, 

- Vorschläge zu anderen Fragen, insbesondere zur Organisati- 
on der Truppen. 

(4) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
erlässt im Rahmen seiner Befugnisse Dienstanweisungen für 
den Betrieb des Hauptquartiers und führt im Einvernehmen mit 
den Führungsstäben der am Europäischen Korps beteiligten 
Staaten ständige Verfahren für das Zusammenwirken der Groß- 
verbände ein. 

(5) Der Dienstposten des Kommandierenden Generals des 
Europäischen Korps und die herausgehobenen Führungsposi- 
tionen werden im Wechsel von den Vertragsparteien besetzt. 

Das Gleichgewicht bei der Verteilung dieser Dienstposten zwi- 
schen den Vertragsparteien wird durch Entscheidung des 
Gemeinsamen Komitees unter Berücksichtigung der Weiterent- 
wicklung der Strukturen des Europäischen Korps gewährleistet. 

Dabei sind jedenfalls die Dienstposten Kommandierender Gene- 
ral, Stellvertreter des Kommandierenden Generals, Chef des 
Stabes und Stellvertretender Chef des Stabes Operation jeweils 
an unterschiedliche am Europäischen Korps beteiligte Staaten 
zu vergeben. 

(6) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
erstellt einen Entwurf des gemeinsamen jährlichen Haushalts 


- d’exercer les competences precisees dans le Titre III relatif au 
regiement des dommages et dans le Titre V dans les domai- 
nes budgetaire et financier. 

Article 5 

1 . Le Quartier general a la capacite juridique. II a la capacite 
de contracter, d’acquerir et d’aliener. 

2. Le Quartier general peut ester en justice tant en qualite de 
demandeur que de defendeur. Toutefois, il pourra etre convenu 
entre le Quartier general d’une part et une Partie contractante 
d'autre part, que cette derniere sera subrogee devant les tribu- 
naux de cet Etat pour toute action ä laquelle le Quartier general 
sera partie. Dans ce cas, le Quartier general doit assurer le rem- 
boursement des frais effectifs conformement au regiement bud- 
getaire et financier. 

3. Aucune mesure d’execution ou visant soit la saisie soit la 
confiscation de ses biens ou fonds ne peut etre prise contre le 
Quartier general. 

Cette disposition n’affecte pas la possibilite de proceder ä une 
saisie legale des remunerations de travailleurs recrutes par le 
Quartier general. 

Article 6 

1 . La capacite juridique du Quartier general est exercee par le 
General commandant le Corps europeen ou par toute personne 
designee expressement par lui pour agir en son nom. 

2. Le General commandant le Corps europeen peut recevoir 
mandat du Comite commun pour negocier des accords relatifs 
ä l’organisation et ä la conduite d’exercices ou d’operations sur 
le territoire d’un Etat tiers. 

3. Le General commandant le Corps europeen regoit ses 
directives du Comite commun. 

Elles definissent ses attributions en temps de paix et d’engage- 
ment qui sont notamment les suivantes: 

- planification operationnelle et logistique, 

- contribution ä la determination des objectifs d’entraTnement, 

- contröle du niveau d’instruction, 

- preparation et execution des exercices, 

- propositions concernant toute autre question, notamment 
celles relatives ä l’organisation des forces. 

4. Le General commandant le Corps europeen emet, dans le 
cadre de ses attributions, des reglements de Service concernant 
le fonctionnement du Quartier general et met en place, en 
accord avec les etats-majors generaux des Etats participant au 
Corps europeen, des procedures permanentes de Cooperation 
des grandes unites. 

5. Le poste de General commandant le Corps europeen et 
les principaux postes de responsabilite sont pourvus, par rota- 
tion, par les Parties contractantes. 

L’equilibre dans la repartition de ces postes entre les Parties 
contractantes est assure par decision du Comite commun en 
tenant compte des evolutions de la structure du Corps euro- 
peen. 

En tout etat de cause les postes de General commandant le 
Corps europeen, d’adjoint du General commandant le Corps 
europeen, de Chef d’etat-major, et de sous-chef d’etat-major 
Operations sont ä attribuer ä chaque fois ä des Etats differents 
participant au Corps europeen. 

6. Le General commandant le Corps europeen elabore un 
projet de budget commun annuel et un projet de programmation 
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sowie den Entwurf einer mittelfristigen Finanzplanung. Er ist mit 
der Durchführung dieses Haushalts beauftragt. 

Artikel 7 

(1) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
gewährt den Behörden, die nach dem Recht des Aufnahme- 
staats zur Wahrnehmung ihrer amtlichen Aufgaben zum Zugang 
zu den Liegenschaften des Hauptquartiers berechtigt sind, auf 
ihre Bitte den Zugang. Im Fall einer frisch begangenen strafba- 
ren Handlung, bei Gefahr im Verzug oder aufgrund einer richter- 
lichen Entscheidung gilt der Zugang als gewährt. 

(2) Die Archivbestände und sonstigen amtlichen Schriftstü- 
cke des Hauptquartiers sind unverletzlich. 

Der Kommandierende General des Europäischen Korps kann 
jedoch auf Ersuchen einer Vertragspartei die Einsichtnahme in 
die Archivbestände gestatten. 

Im Fall einer Ablehnung entscheidet das Gemeinsame Komitee. 

Aufgrund einer richterlichen Entscheidung wird jedoch eine sol- 
che Genehmigung unter Beachtung der Vorschriften über den 
militärischen Geheimschutz von Amts wegen erteilt. 

Artikel 8 

Im Rahmen von Übungen oder Einsätzen des Europäischen 
Korps haben die Vertragsparteien das Recht, nach Zustimmung 
der zuständigen Behörden einer Vertragspartei ihr Personal und 
Material in deren Hoheitsgebiet zu verlegen und dort vorüberge- 
hend zu stationieren. 

Artikel 9 

Das Militärpersonal darf nur dann Waffen besitzen und tragen, 
wenn die einschlägige Dienstanweisung dies gestattet. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien stellen durch geeignete Maßnahmen 
sicher, dass geheimhaltungsbedürftige Informationen, Unterla- 
gen und Ausrüstungen, die dem Eurokorps zugeleitet werden 
oder bei ihm entstehen, geschützt werden. 

Diese Maßnahmen berücksichtigen entsprechend die Geheim- 
schutzgrundsätze und -regelungen des Rates der Europäischen 
Union. 

(2) Der Kommandierende General des Europäischen Korps 
erlässt mit Zustimmung der nationalen Sicherheitsbehörden der 
Vertragsparteien die erforderlichen Dienstanweisungen für die 
Durchführung des Geheimschutzes im Europäischen Korps. 

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Sicherheits- 
überprüfung eigener Staatsangehöriger, die von sicherheits- 
empfindlichen Informationen im Rahmen des Europäischen 
Korps Kenntnis haben müssen, nach Maßgabe der geltenden 
innerstaatlichen Vorschriften durchzuführen und sich dabei 
gegenseitig zu unterstützen. 

(4) In der nachstehenden Tabelle sind die Entsprechungen 
zwischen den Geheimhaltungsgraden des Europäischen Korps 
und des Rates der Europäischen Union aufgeführt. 


financiere ä moyen terme. II est Charge de l’execution de ce 
budget. 

Article 7 

1 . Sur leur demande, le General commandant le Corps euro- 
peen autorise l’acces des autorites habilitees, en vertu du droit 
de l'Etat de sejour, ä penetrer dans les installations du Quartier 
general en vue de l’accomplissement de leurs missions officiel- 
les. Toutefois, en cas d'infraction flagrante, de peril en la demeu- 
re ou sur decision d’un magistrat l’acces est considere comme 
autorise. 

2. Les archives et autres documents officiels du Quartier 
general sont inviolables. 

Cependant, le General commandant le Corps europeen peut, ä 
la demande d’une des Parties contractantes, autoriser la 
consultation de ces archives. 

En cas de refus, le Comite commun decide. 

Toutefois, sur decision d’un magistrat, une teile autorisation est 
accordee d’office, dans le respect des regles de protection du 
secret militaire. 

Article 8 

Dans le cadre d’exercices ou d’un emploi du Corps europeen, 
les Parties contractantes sont autorisees ä deplacer et faire sta- 
tionner temporairement leur personnel et materiel sur le territoi- 
re d’une Partie contractante apres accord des autorites compe- 
tentes de celle-ci. 

Article 9 

Le personnel militaire ne peut detenir et porter les armes qu’ä 
condition d’y etre autorise par le regiement qui lui est applicable. 

Article 10 

1 . Les Parties contractantes s’assurent, par des mesures 
appropriees, de la protection des informations, des documents 
et des materiels qui doivent rester secrets, adresses au Corps 
europeen ou generes par celui-ci. 

Ces mesures tiennent compte de maniere analogue des princi- 
pes et des regles de la protection du secret du Conseil de 
l’Union europeenne. 

2. Le General commandant le Corps europeen arrete, avec 
l’approbation des autorites nationales de securite des Parties 
contractantes, les instructions necessaires ä l’application de la 
protection du secret au sein du Corps europeen. 

3. Les Parties contractantes s’engagent ä effectuer les pro- 
cedures d’habilitation de leurs nationaux ayant besoin de 
connaTtre des informations protegees dans le cadre du Corps 
europeen, conformement aux regles nationales en vigueur, et ä 
se porter mutuelle assistance en ce qui concerne cette procedu- 
re d’habilitation. 

4. Le tableau suivant pose l’equivalence entre la Classifica- 
tion du Corps europeen et la Classification du Conseil de l’Union 
europeenne. 


EUROCOR TRES SECRET 

TRES SECRET UE/ 

EU TOP SECRET 

EUROCOR SECRET 

SECRET UE 

EUROCOR CONFIDENTIEL 

CONFIDENTIEL UE 

EUROCOR DIFFUSION 
RESTREINTE 

RESTREINT UE 


Artikel 11 

Ein von einer Vertragspartei ausgestellter Militärführerschein 
ist auch im Hoheitsgebiet der anderen Vertragsparteien für die 
entsprechenden Militärfahrzeuge jeder Vertragspartei gültig. 


Article 1 1 

Le permis de conduire militaire delivre par une des Parties 
contractantes est egalement valable sur le territoire des autres 
Parties contractantes pour les vehicules militaires correspon- 
dants de toutes les Parties contractantes. 
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Artikel 12 

Vorbehaltlich entgegenstehender Vereinbarungen trägt das 
Militärpersonal unter den gleichen Bedingungen wie die Mitglie- 
der der Streitkräfte des Aufnahmestaats Uniform oder Zivilklei- 
dung. 

Artikel 13 

Die vom Hauptquartier beschafften Fahrzeuge sind Gegen- 
stand einer speziellen Zulassung in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sich 
das Hauptquartier befindet. 

Die dem Hauptquartier von jeder Vertragspartei zur Verfügung 
gestellten Fahrzeuge behalten ihre nationale Zulassung und tra- 
gen ein Unterscheidungskennzeichen des Europäischen Korps. 

Titel II 

Gerichtliche Zuständigkeit 

Artikel 14 

Die Behörden des Entsendestaats haben das Recht, die 
Straf- und Disziplinargerichtsbarkeit auszuüben, die ihnen durch 
das Recht des Entsendestaats über die dem Straf- und Diszipli- 
narrecht dieses Staates unterworfenen Mitglieder des Personals 
des Hauptquartiers übertragen ist. 

Die Behörden des Aufnahmestaats haben das Recht, ihre 
Gerichtsbarkeit über die Mitglieder des Personals des Haupt- 
quartiers in Bezug auf die im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats 
begangenen und nach dessen Recht strafbaren Handlungen 
auszuüben. 

Artikel 15 

(1) Die Behörden des Entsendestaats haben das Vorrecht auf 
Ausübung der Gerichtsbarkeit über das Personal des Haupt- 
quartiers, das diesem Staat angehört, in Bezug auf 

a) strafbare Handlungen, die nur gegen die Sicherheit oder das 
Vermögen dieses Staates oder nur gegen die Person oder 
das Vermögen eines Mitglieds des Personals dieses Staates 
oder eines Angehörigen gerichtet sind; 

b) strafbare Handlungen, die sich aus einer Handlung oder 
Unterlassung in Ausübung des Dienstes ergeben. 

(2) Bei sonstigen strafbaren Handlungen haben die Behörden 
des Aufnahmestaats das Vorrecht auf Ausübung der Gerichts- 
barkeit. 

(3) Die Vertragspartei, die das Vorrecht auf Ausübung der 
Gerichtsbarkeit hat, kann darauf verzichten. In diesem Fall 
unterrichtet sie die Behörden der anderen betroffenen Vertrags- 
parteien so bald wie möglich von diesem Verzicht. Ersuchen der 
Behörden der anderen betroffenen Vertragsparteien, auf das 
Vorrecht auf Ausübung der Gerichtsbarkeit zu verzichten, wer- 
den von der bevorrechtigten Vertragspartei wohlwollend ge- 
prüft. Verzichtet der Aufnahmestaat auf das Vorrecht auf Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit, so ist das betroffene Mitglied des 
Personals des Hauptquartiers auf Verlangen des Aufnahme- 
staats aus dessen Hoheitsgebiet zu entfernen. 

Artikel 16 

(1) Die Behörden des Aufnahme- und des Entsendestaats 
unterstützen sich gegenseitig bei der Festnahme eines Mitglieds 
des Personals des Entsendestaats oder von Angehörigen im 
Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats und bei der Übergabe dieser 
Personen an die Behörde oder das Gericht, die beziehungswei- 
se das nach den Artikeln 14 und 15 die Gerichtsbarkeit ausübt. 

(2) Die Behörden des Aufnahmestaats unterrichten die Be- 
hörden des Entsendestaats unverzüglich von der Festnahme 
eines Mitglieds des Personals des Hauptquartiers oder eines 
Angehörigen. 


Article 12 

Sous reserve de tout arrangement contraire, le personnel mili- 
taire revet son uniforme ou la tenue civile dans les memes 
conditions que les membres des forces armees de I ’ Etat de 
sejour. 

Article 13 

Les vehicules acquis par le Quartier general font l’objet d’une 
immatriculation specifique conformement ä la legislation en 
vigueur de la Partie contractante sur le territoire de laquelle est 
implante le Quartier general. 

Les vehicules mis ä la disposition du Quartier general par cha- 
que Partie contractante conservent leur immatriculation natio- 
nale et portent une marque distinctive du Corps europeen. 

Titre II 

Competence juridictionnelle 

Article 14 

Les autorites de I ’ Etat d’origine ont le droit d’exercer les pou- 
voirs de juridiction penale et disciplinaire que leur confere la 
legislation de l’Etat d’origine sur les membres du personnel du 
Quartier general assujettis ä la legislation penale et disciplinaire 
de cet Etat. 

Les autorites de l’Etat de sejour ont le droit d’exercer leur juridic- 
tion sur les membres du personnel du Quartier general en ce qui 
concerne les infractions commises sur le territoire de l’Etat de 
sejour et punies en vertu de sa legislation. 

Article 15 

1 . Les autorites de l’Etat d’origine ont le droit d’exercer par 
priorite leur juridiction sur le personnel du Quartier general, rele- 
vant de cet Etat, en ce qui concerne: 

a. les infractions portant atteinte uniquement ä la sürete ou ä la 
propriete de cet Etat ou les infractions portant atteinte uni- 
quement ä la personne ou ä la propriete d’un membre du 
personnel de cet Etat ainsi que d’une personne ä Charge; 

b. les infractions resultant de tout acte ou negligence accom- 
plis dans l’execution du Service. 

2. Pour les autres infractions, les autorites de l’Etat de sejour 
exercent par priorite leur juridiction. 

3. La Partie contractante qui a le droit d’exercer par priorite 
sa juridiction peut y renoncer. Dans ce cas, eile notifie cette 
renonciation dans les meilleurs delais aux autorites des autres 
Parties contractantes concernees. La Partie contractante qui a 
le droit d’exercer par priorite sa juridiction examine avec bien- 
veillance les demandes de renonciation ä ce droit, presentees 
par les autorites des autres Parties contractantes concernees. 
Lorsque l’Etat de sejour renonce ä sa priorite de juridiction, le 
membre du personnel du Quartier general concerne doit etre 
eloigne du territoire de l’Etat de sejour si ce dernier l’exige. 


Article 16 

1 . Les autorites des Etats de sejour et d’origine se pretent 
mutuellement assistance, pour l’arrestation d’un membre du 
personnel de l’Etat d’origine ou des personnes ä Charge sur le 
territoire de l’Etat de sejour et pour la remise ä l’autorite ou au 
tribunal qui exerce sa juridiction conformement aux articles 14 
et 15 ci-dessus. 

2. Les autorites de l’Etat de sejour notifient sans delai aux 
autorites de l’Etat d'origine l’arrestation de tout membre du per- 
sonnel du Quartier general ou d’une personne ä Charge. 
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(3) Ein Mitglied des Personals, über das der Aufnahmestaat 
sein Recht auf Gerichtsbarkeit ausübt und das sich in den Hän- 
den der Behörden des Entsendestaats befindet, verbleibt in 
deren Gewahrsam, bis es von dem Aufnahmestaat unter Ankla- 
ge gestellt wird. 

Artikel 17 

(1) Die Behörden des Aufnahme- und des Entsendestaats 
unterstützen sich gegenseitig bei der Durchführung der Er- 
mittlungen sowie bei der Beschaffung von Beweismitteln, 
einschließlich der Beschlagnahme und gegebenenfalls Aushän- 
digung von Beweismitteln und Gegenständen, die mit einer 
strafbaren Handlung im Zusammenhang stehen. Diese Ver- 
pflichtungen gelten auch für das Hauptquartier. Wenn die Be- 
schlagnahme übergebener Beweismittel und Gegenstände für 
das Gerichtsverfahren nicht mehr unbedingt notwendig ist, wer- 
den diese so bald wie möglich zurückgegeben. 

(2) Die Behörden der Vertragsparteien unterrichten sich in 
allen Fällen, in denen ihre Gerichtsbarkeit konkurriert, darüber, 
was veranlasst worden ist. 

Artikel 18 

Wer durch eine Vertragspartei rechtskräftig abgeurteilt wor- 
den ist, darf durch eine andere Vertragspartei wegen derselben 
Tat nicht verfolgt werden, vorausgesetzt, dass im Fall einer 
Verurteilung die Sanktion bereits vollstreckt worden ist, gerade 
vollstreckt wird oder nach dem Recht des Urteilsstaats nicht 
mehr vollstreckt werden kann. 

Dieser Artikel schließt nicht aus, dass die Behörden des Endsen- 
destaats ein Mitglied des Personals des Hauptquartiers wegen 
eines Dienstvergehens belangen, das in einer Handlung oder 
Unterlassung liegt, derentwegen von den Behörden einer ande- 
ren Vertragspartei ein Strafverfahren gegen dieses Mitglied 
durchgeführt wurde. 

Artikel 19 

(1) Das Personal, das die Aufgaben der Militärpolizei inner- 
halb des Hauptquartiers ausübt, kann alle geeigneten Maßnah- 
men treffen, um die Ordnung und Sicherheit innerhalb seiner 
Liegenschaften aufrechtzuerhalten. 

(2) Der Einsatz dieses Personals außerhalb dieser Liegen- 
schaften bedarf einer Einigung mit den Behörden des Aufnah- 
mestaats und erfolgt in Verbindung mit diesen und nur in dem 
Umfang, wie dies zur Aufrechterhaltung der Disziplin und Ord- 
nung unter den Mitgliedern des Personals erforderlich ist. 

Titel III 

Schadensbestimmungen 

Artikel 20 

( 1 ) 

a) Jede Vertragspartei verzichtet auf jedwede Schadensersatz- 
forderung gegen eine andere Vertragspartei oder das Haupt- 
quartier für Schäden, die sie im Rahmen der Durchführung 
dieses Vertrags erleidet. 

Ebenso wenig kann das Hauptquartier Schadensersatzfor- 
derungen gegen Vertragsparteien für Schäden erheben, die 
es erleidet. 

b) Die Vertragsparteien kommen überein, dass Buchstabe a 
auch für Schäden gilt, die von den Einheiten verursacht oder 
erlitten werden, deren Kommando sie dem Kommandieren- 
den General des Europäischen Korps übergeben haben. 

c) Der Verzicht auf Schadensersatz gilt nicht für die Schadens- 
ersatzforderungen der mit eigener Rechtspersönlichkeit aus- 


3. La garde d’un membre du personnel sur lequel I ’ Etat de 
sejour exerce son droit de juridiction et qui est entre les mains 
des autorites de I ’ Etat d’origine demeurera assuree par celles-ci 
jusqu'ä ce que des poursuites aient ete engagees contre lui par 
l’Etat de sejour. 

Article 17 

1 . Les autorites des Etats de sejour et d’origine se pretent 
mutuellement assistance pour la conduite des enquetes, pour la 
recherche des preuves, y compris la saisie, et s’il y a Neu, la 
remise des pieces ä conviction et des objets de l’infraction. Ces 
obligations incombent egalement au Quartier general. Lorsque 
la saisie des pieces et objets remis n’est plus absolument 
necessaire ä la procedure judiciaire, leur restitution est effectuee 
dans les meilleurs delais. 


2. Les autorites des Parties contractantes, dans les cas oü il 
y a juridiction concurrente, s'informent reciproquement de la 
suite donnee aux affaires. 

Article 18 

Une personne qui a ete definitivement jugee par une Partie 
contractante ne peut, pour les memes faits, etre poursuivie par 
une autre Partie contractante, ä condition que, en cas de 
condamnation, la sanction ait ete subie ou soit actuellement en 
cours d’execution ou ne puisse plus etre executee selon les lois 
de la Partie contractante de condamnation. 

Toutefois, cet article ne s’oppose en rien ä ce que les autorites 
de l’Etat d'origine sanctionnent un membre du personnel du 
Quartier general pour toute violation des regles de discipline 
resultant de l’acte ou de la negligence constitutive de l'infraction 
pour laquelle il a ete juge par une Partie contractante. 


Article 19 

1 . Les personnels exerpant des attributions de police militai- 
re au sein du Quartier general peuvent prendre toutes les mesu- 
res utiles pour assurer le maintien de l’ordre et de la securite 
dans ses installations. 

2. L'emploi desdits personnels hors de ces installations est 
subordonne ä un accord avec les autorites de l’Etat de sejour, se 
fait en liaison avec celles-ci et n’intervient que pour autant que 
cela est necessaire pour maintenir l’ordre et la discipline parmi 
les membres du personnel. 

Titre III 

Reglement des dommages 

Article 20 

1 . 

a. Chaque Partie contractante renonce ä toute demande d’in- 
demnite ä l’encontre d’une autre Partie contractante ou du 
Quartier general pour les dommages qui lui sont causes 
dans le cadre de la mise en oeuvre du present Traite. 

De meme, le Quartier general ne peut demander d’indemni- 
te ä l’encontre des Parties contractantes pour les domma- 
ges qui lui sont causes. 

b. Les Parties contractantes conviennent que les dispositions 
prevues au sous-paragraphe 1 .a. du present article s’appli- 
quent egalement aux dommages causes ou subis par les 
unites dont elles ont transfere le commandement au General 
commandant le Corps europeen. 

c. La renonciation ä une indemnite ne s’applique pas aux 
demandes d’indemnites des subdivisions d’une Partie 
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gestatteten Untergliederungen einer Vertragspartei; diese 
werden als Ansprüche Dritter behandelt. 

( 2 ) 

a) Das Hauptquartier haftet für Schäden, die es Dritten zufügt. 
Leistungen zum Ersatz dieser Schäden gehen zu Lasten des 
gemeinsamen Haushalts. Ebenfalls zu Lasten des gemeinsa- 
men Haushalts gehen Leistungen zum Ersatz von Schäden, 
die Dritten durch das Personal der Einheiten zugefügt wor- 
den sind, deren Kommando die Vertragsparteien dem Kom- 
mandierenden General des Europäischen Korps übergeben 
haben. 

b) Einen Schaden Dritter ersetzt die Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet dieser eingetreten ist, wie sie ihn ersetzen 
müsste, wenn sie für den Eintritt des Schadens selbst verant- 
wortlich wäre. Die Antragstellung, die Prüfung und die Ent- 
scheidung hinsichtlich Schadensersatzforderungen Dritter 
erfolgen in Übereinstimmung mit den Gesetzen und anderen 
Vorschriften dieser Vertragspartei. 

Das Hauptquartier erstattet dieser Vertragspartei anschlie- 
ßend unverzüglich den Gesamtbetrag des geleisteten Scha- 
densersatzes. 


c) i) Die Vertragsparteien tragen im Verhältnis ihrer gesamten 

Haushaltsbeiträge zur Finanzierung der Beträge bei, die 
das Hauptquartier für Schäden, für die es haftet, gezahlt 
hat. 

ii) Sie tragen zu gleichen Teilen zur Finanzierung der Beträge 
bei, die das Hauptquartier für Schäden gezahlt hat, wel- 
che die Einheiten verursacht haben, deren Kommando 
dem Kommandierenden General des Europäischen Korps 
übergeben wurde, sofern eine ihrer Einheiten an der Akti- 
vität des Europäischen Korps beteiligt war, bei der die 
Schäden entstanden sind. 

iii) Wenn der eingetretene Schaden nicht eindeutig dem 
Hauptquartier oder den Einheiten, deren Kommando dem 
Kommandierenden General des Europäischen Korps 
übergeben wurde, zugewiesen werden kann, wird der 
Beitrag der Vertragsparteien zur Finanzierung der Scha- 
densersatzleistung nach Ziffer i geleistet. 

d) Schadensersatzleistungen Dritter für Schäden, die dem 
Europäischen Korps zugefügt worden sind, fließen dem 
gemeinsamen Haushalt zu. 

(3) In Bezug auf Schäden, die außerhalb des Hoheitsgebiets 
einer der Vertragsparteien Dritten durch das Europäische Korps 
oder dem Europäischen Korps durch Dritte zugefügt werden, 
wird das Gemeinsame Komitee von den Vertragsparteien beauf- 
tragt, gemeinsame Verfahrensweisen zu erarbeiten. 


Artikel 21 

Schadensersatzforderungen aufgrund von nicht in Ausübung 
des Dienstes begangenen schädigenden Handlungen oder 
Unterlassungen des Personals des Hauptquartiers und der Ein- 
heiten, deren Kommando die Vertragsparteien dem Komman- 
dierenden General des Europäischen Korps übergeben haben, 
werden wie folgt behandelt: 

1 . Die Behörden des Aufnahmestaats prüfen die Schadenser- 
satzforderung und ermitteln in billiger und gerechter Weise 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Falls die dem 
Antragsteller zukommende Entschädigung. Sie fertigen 
einen Bericht über die Angelegenheit an und übergeben ihn 
den Behörden des Entsendestaats. 

2. Der Entsendestaat entscheidet dann unverzüglich, ob er 
eine Entschädigung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht 
(ex gratia) vornimmt. In diesem Fall legt er deren Höhe fest. 


contractante dotees de la personnalite juridique, qui sont 
considerees comme des pretentions de tiers. 

2 . 

a. Le Quartier general est civilement responsable des domma- 
ges qu’il cause ä des tiers. Les sommes payees en repara- 
tion de ces dommages sont prises en Charge par le budget 
commun. Le budget commun prend egalement en Charge 
les dommages causes ä des tiers par le personnel des uni- 
tes dont les Parties contractantes ont transfere le comman- 
dement au General commandant le Corps europeen. 

b. La Partie contractante sur le territoire de laquelle un domma- 
ge a ete cause ä des tiers le regle comme eile devrait le faire 
si eile etait eile meme responsable du dommage cause. 
L’introduction, l’instruction et la decision concernant les 
demandes d’indemnites de tiers s’effectuent conformement 
aux lois et reglements de cette Partie contractante. 

Les indemnites ainsi versees sont ensuite remboursees inte- 
gralement et sans delai ä cette Partie contractante par le 
Quartier general. 

c. i) Les Parties contractantes contribuent au financement des 

sommes versees par le Quartier general en raison des 
dommages dont il est civilement responsable en Propor- 
tion de leurs contributions totales au budget commun. 

ii) Elles contribuent ä part egale au financement des som- 
mes versees par le Quartier general en raison des dom- 
mages causes par les unites dont le commandement a 
ete transfere au General commandant le Corps europeen, 
pour autant que l’une de leurs unites ait participe ä l’acti- 
vite du Corps europeen dans le cadre de laquelle se sont 
produits lesdits dommages. 

iii) Si le dommage cause ne peut etre impute clairement au 
Quartier general ou aux unites dont le commandement a 
ete transfere au General commandant le Corps europeen, 
la contribution des Parties contractantes au financement 
des sommes versees en reparation de ce dommage s'ef- 
fectue conformement au point i). 

d. Les indemnites regues de tiers pour des dommages causes 
au Corps europeen sont versees au budget commun. 

3. S’agissant des dommages pouvant etre causes ä des tiers 
par le Corps europeen ou causes au Corps europeen par des 
tiers en dehors du territoire d’une des Parties contractantes, le 
Comite commun est Charge par les Parties contractantes d’ela- 
borer des procedures communes. 


Article 21 

Les demandes d’indemnites fondees sur des actes domma- 
geables ou des negligences du personnel du Quartier general et 
des unites dont les Parties contractantes ont transfere le com- 
mandement au General commandant le Corps europeen, qui 
n’ont pas ete accomplis dans l’execution du Service, sont 
reglees de la fagon suivante: 

1 . Les autorites de I ’ Etat de sejour instruisent la demande d’in- 
demnite et fixent de maniere juste et equitable l’indemnite 
due au demandeur en tenant compte de toutes les circons- 
tances de la cause. Elles etablissent un rapport sur l’affaire 
et l’envoient aux autorites de l’Etat d’origine. 

2. L’Etat d’origine decide alors sans delai s’il procede ä une 
indemnisation ä titre qracieux. Dans ce cas, il en fixe le mon- 
tant. 
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3. Akzeptiert der Antragsteller eine Entschädigung ohne Aner- 
kennung einer Rechtspflicht als volle Befriedigung seines 
Anspruchs, so nehmen die Behörden des Entsendestaats 
diese Zahlung selbst vor und unterrichten die Behörden des 
Aufnahmestaats über die Entscheidung sowie die Höhe des 
gezahlten Betrags. 

4. Die Bestimmungen dieses Artikels lassen die Zuständigkeit 
der Gerichte des Entsendestaats für die Durchführung eines 
Verfahrens gegen ein Mitglied des Personals des Hauptquar- 
tiers oder der Einheiten, deren Kommando die Vertragspar- 
teien dem Kommandierenden General des Europäischen 
Korps übergeben haben, unberührt, sofern nicht eine Zah- 
lung als volle Befriedigung des Anspruchs geleistet worden 
ist. 

Artikel 22 

Ein Mitglied des Personals des Hauptquartiers oder der Ein- 
heiten, deren Kommando die Vertragsparteien dem Komman- 
dierenden General des Europäischen Korps übertragen haben, 
darf einem Verfahren zur Vollstreckung eines Urteils der Gerich- 
te der Vertragspartei, welche die Schadensersatzforderung 
geprüft hat, nicht unterworfen werden, wenn es sich um eine aus 
der Ausübung des Dienstes herrührende Angelegenheit handelt. 

Artikel 23 

Die Behörden des Entsendestaats und des Aufnahmestaats 
sowie der Kommandierende General des Europäischen Korps 
unterstützen einander bei der Beschaffung der erforderlichen 
Beweismittel für eine gerechte Untersuchung und Erledigung 
von Schadensersatzforderungen, welche das Europäische 
Korps betreffen. 

Titel IV 

Steuer- und Zollbestimmungen 

Artikel 24 

Im Rahmen ihrer dienstlichen Verwendung sind die Guthaben, 
Einkünfte und sonstigen Vermögenswerte des Hauptquartiers 
von allen direkten Steuern befreit. 

Artikel 25 

Das Hauptquartier erhält keine Befreiung von Steuern und 
anderen Abgaben, die die Vergütung für Leistungen öffentlicher 
Versorgungsbetriebe darstellen. 

Artikel 26 

(1) Wenn das Hauptquartier in großem Umfang für den 
dienstlichen Bedarf Güter erwirbt oder Dienstleistungen in An- 
spruch nimmt, deren Preis indirekte Steuern und andere Abga- 
ben enthält, ergreifen die Vertragsparteien in Übereinstimmung 
mit dem Gemeinschaftsrecht geeignete Maßnahmen zur Befrei- 
ung von diesen Steuern und Abgaben oder zu ihrer Erstattung. 

(2) Die Einfuhr von Waren und Gütern für den dienstlichen 
Bedarf durch das Hauptquartier ist in Übereinstimmung mit dem 
Gemeinschaftsrecht von indirekten Steuern und Einfuhrabgaben 
befreit. 

(3) Die vom Hauptquartier beschafften Dienstfahrzeuge sind 
von Steuern, Gebühren und anderen Abgaben befreit, die im 
Zusammenhang mit der Teilnahme am Straßenverkehr und der 
Zulassung erhoben werden. 

Artikel 27 

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Gemeinschafts- 
rechts können Mitgliedern des Personals des Hauptquartiers, 


3. Si une offre d’indemnite ä titre gracieux est acceptee ä titre 
de dedommagement integral par le demandeur, les autorites 
de l’Etat d’origine effectuent elles-memes ce paiement et 
font connaTtre aux autorites de l’Etat de sejour la decision et 
le montant de la somme versee. 

4. Les dispositions du present article ne s’opposent en rien ä 
ce que la juridiction de l’Etat d’origine statue sur l’action qui 
pourrait etre intentee contre un membre du personnel du 
Quartier general ou des unites dont les Parties contractantes 
ont transfere le commandement au General commandant le 
Corps europeen pour autant toutefois qu’un paiement entie- 
rement satisfaisant n’ait pas ete effectue. 


Article 22 

Aucune voie d’execution ne peut etre pratiquee sur un mem- 
bre du personnel du Quartier general ou des unites dont les Par- 
ties contractantes ont transfere le commandement au General 
commandant le Corps europeen lorsqu’un jugement a ete pro- 
nonce contre lui par les juridictions de la Partie contractante qui 
a instruit la demande d'indemnite s’il s’agit d’un litige ne d’un 
acte accompli dans l’execution du Service. 

Article 23 

Les autorites de l’Etat d’origine, les autorites de I ’ Etat de 
sejour et le General commandant le Corps europeen se pretent 
assistance pour la recherche des preuves necessaires ä un exa- 
men equitable et ä une decision en ce qui concerne les deman- 
des d’indemnites qui interessent le Corps europeen. 

Titre IV 

Dispositions fiscales et douanieres 

Article 24 

Dans le cadre de son usage officiel, les avoirs, les revenus et 
autres biens du Quartier general sont exoneres de tous impöts 
directs. 

Article 25 

Le Quartier general ne beneficie d’aucune exemption pour les 
impöts, les taxes et les droits qui constituent la remuneration de 
Services d’utilite publique. 

Article 26 

1 . Lorsque le Quartier general effectue des achats et acquisi- 
tions importants de biens ou de Services necessaires ä son 
usage officiel et dont le prix comprend des taxes et droits indi- 
rects, les Parties contractantes prennent, dans le respect du 
droit communautaire, les mesures appropriees en vue de l’exo- 
neration ou du remboursement de ces taxes et droits. 

2. Les importations de biens et marchandises effectuees par 
le Quartier general et necessaires ä son usage officiel sont exo- 
nerees dans le respect du droit communautaire de droits et 
taxes indirects. 

3. Les vehicules acquis par le Quartier general et destines ä 
son usage officiel sont exoneres des impöts, des droits ou des 
taxes dus ä raison de la circulation et de rimmatriculation. 


Article 27 

1 . Sans prejudice des dispositions du droit communautaire, 
le personnel du Quartier general, affecte au Quartier general et 
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die zum Hauptquartier versetzt und nicht Staatsangehörige des 
Aufnahmestaats sind, die folgenden Steuerbefreiungen gewährt 
werden: 

- Berechtigung zum Erwerb eines von der Mehrwertsteuer 

befreiten Fahrzeugs, 

- ein monatliches Kontingent an steuerfreiem Kraftstoff. 

(2) Die Grenzen und die Einzelheiten der Steuerbefreiungen 
nach diesem Artikel werden durch den Aufnahmestaat festqe- 
legt. 

(3) Der Aufnahmestaat kann die Steuerbefreiungen nach die- 
sem Artikel nur bis zum 31 . Dezember 2007 gewähren. 

Artikel 28 

Beschaffte oder eingeführte Güter und Waren, die gemäß den 
Artikeln 26 und 27 von einer Befreiung oder Erstattung betroffen 
sind, dürfen erst nach Bereinigung der Steuern und anderen 
Abgaben, für die Befreiung gewährt wurde oder die erstattet 
wurden, nach den Bedingungen der Vertragspartei, die die 
Befreiung oder Erstattung gewährt hat, entgeltlich oder unent- 
geltlich abgegeben werden. 

Artikel 29 

(1) Hinsichtlich der Erhebung der Einkommen-, Vermögen-, 
Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie der Anwendung der 
bilateralen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
sind die Mitglieder des Personals des Hauptquartiers, die aus- 
schließlich aufgrund der Ausübung ihres Dienstes beim Haupt- 
quartier des Europäischen Korps ihren Wohnsitz im Hoheitsge- 
biet einer anderen Vertragspartei als dem Staat nehmen, der 
ihnen für diese Dienste Bezüge und vergleichbare Entgelte zahlt, 
so zu behandeln, als hätten sie ihren Wohnsitz im Sinne der 
Steuergesetze im letztgenannten Staat behalten. 

Diese Bestimmung gilt auch für den Ehepartner, sofern dieser 
nicht selbst eine Berufstätigkeit ausübt, sowie für die unterhalts- 
berechtigten und im Haushalt lebenden Kinder der von diesem 
Artikel betroffenen Personen. 

(2) Dienstbezüge und vergleichbare Entgelte, die dem Perso- 
nal des Hauptquartiers in dieser Eigenschaft gezahlt werden, 
werden ausschließlich im Entsendestaat besteuert, der diese 
auszahlt. 

Artikel 30 

Die Zoll- und Steuerbehörden jeder Vertragspartei können die 
Bewilligung aller in diesem Vertrag vorgesehenen Befreiungen 
oder Erleichterungen auf dem Gebiet des Zoll- oder Steuerwe- 
sens davon abhängig machen, dass die Bedingungen eingehal- 
ten werden, die sie zur Verhinderung von Missbräuchen gegebe- 
nenfalls für erforderlich halten. 

Titel V 

Haushalts- und Finanzbestimmungen 

Artikel 31 

Es wird ein gemeinsamer jährlicher Haushalt eingerichtet. Er 
umfasst die Einnahmen sowie die Investitions- und Betriebsaus- 
gaben des Hauptquartiers einschließlich der Personalausgaben 
für die vom Hauptquartier eingestellten zivilen Arbeitnehmer. Er 
umfasst auch die Einnahmen und Ausgaben nach Titel III. Die 
Ausgaben werden von den Vertragsparteien gemäß der Haus- 
halts- und Finanzordnung finanziert. 

Artikel 32 

(1) Der Rechnungsprüfungsausschuss 

- wacht über die Beachtung der Haushalts- und Finanzord- 
nung; 


qui n’est pas ressortissant de I ’ Etat de sejour peut beneficier 
des exonerations fiscales suivantes: 

- autorisation d’acquerir en exemption de TVA un vehicule, 

- un contingent mensuel de carburant detaxe. 

2. Les limites et les modalites des exonerations fiscales 
visees au present article sont fixees par I ’ Etat de sejour. 

3. L’Etat de sejour ne peut accorder les exonerations fiscales 
visees au present article que jusqu'au 31 decembre 2007. 

Article 28 

Les biens et marchandises acquis ou importes qui ont ete 
exoneres ou ont ouvert droit ä remboursement conformement 
aux dispositions des articles 26 et 27 ne peuvent etre cedes ou 
mis ä disposition, ätitre gratuit ou onereux, qu’apres regularisa- 
tion des taxes ou droits exoneres ou rembourses aux conditions 
fixees par la Partie contractante qui a accorde les exonerations 
ou les remboursements. 

Article 29 

1 . Pour l’application des impöts sur le revenu et le patrimoine 
ainsi que des droits de succession et de donation et pour l’ap- 
plication des conventions bilaterales tendant ä prevenir la dou- 
ble imposition, les membres du personnel du Quartier general 
qui, uniquement en raison de l’exercice de leurs fonctions au 
Quartier general du Corps europeen, etablissent leur residence 
sur le territoire d’une Partie contractante autre que I ’ Etat qui leur 
verse les soldes, traitements et autres remunerations similaires 
qu’ils pergoivent en cette qualite, sont consideres comme ayant 
conserve leur residence fiscale dans ce dernier Etat. 

Cette disposition s’applique egalement au conjoint dans la 
mesure oü celui-ci n’exerce pas d’activite professionnelle pro- 
pre, ainsi qu’aux enfants ä Charge et sous la garde des person- 
nes visees au present article. 

2. Les soldes, traitements et autres remunerations similaires 
qui sont verses aux membres du personnel du Quartier general 
en cette qualite sont exclusivement imposables dans l’Etat 
d’origine qui les verse. 

Article 30 

Toute exemption ou facilite douaniere ou fiscale accordee en 
vertu du present Traite est subordonnee ä l’observation des 
conditions que les autorites douanieres ou fiscales de chaque 
Partie contractante peuvent estimer necessaires pour prevenir 
les abus. 

Titre V 

Dispositions budgetaires et financieres 

Article 31 

Un budget commun annuel est mis en place. II comprend les 
recettes et les depenses d'investissement et de fonctionnement 
du Quartier general, y compris les depenses de personnel relati- 
ves aux travailleurs civils recrutes par le Quartier general. Celui- 
ci comprend aussi les recettes et les depenses visees au Titre III. 
Les depenses sont financees par les Parties contractantes selon 
le regiement budgetaire et financier. 

Article 32 

1 . Le College des experts aux comptes: 

- veille au respect du regiement budgetaire et financier; 
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- kontrolliert Einnahmen und Ausgaben des gemeinsamen jähr- 
lichen Haushalts; 

- prüft jährlich den Vollzug des Haushalts und erstellt darüber 
seinen Bericht. 

(2) Der Vorsitzende dieses Ausschusses wird im Rotations- 
verfahren unter den Ausschussmitgliedern gewählt. Er muss 
eine andere Staatsangehörigkeit als der Kommandierende 
General des Europäischen Korps besitzen. 

(3) Die nationalen Rechnungsprüfungsbehörden haben das 
Recht, beim Hauptquartier des Europäischen Korps Unterlagen 
einzusehen, die als Grundlage für finanzielle Beiträge und natio- 
nale Ausgaben dienen. 

Artikel 33 

Der Haushalts- und Finanzausschuss 

- berät das Gemeinsame Komitee in Finanz- und Haushaltsfra- 
gen; 

- erstellt die Haushalts- und Finanzordnung, die insbesondere 
die Finanzierungsarten, die Haushaltsverfahren, die für die 
Lastenaufteilung maßgeblichen Schlüssel und die Mittelabruf- 
verfahren regelt, und legt dem Gemeinsamen Komitee diese 
Ordnung zur Genehmigung vor; 

- prüft den Entwurf des gemeinsamen jährlichen Haushalts und 
der mittelfristigen Planung, veranlasst bei Bedarf seine Ände- 
rung und legt ihn dem Gemeinsamen Komitee zur Genehmi- 
gung vor; 

- prüft den vom Kommandierenden General des Europäischen 
Korps erstellten Jahresbericht über den Vollzuq des Haus- 
halts; 

- prüft, nachdem er gegebenenfalls die Stellungnahme des 
Kommandierenden Generals des Europäischen Korps gehört 
hat, den vom Rechnungsprüfungsausschuss erstellten Jah- 
resbericht über den Vollzug des Haushalts; 

- übermittelt seine Schlussfolgerungen über die im vierten und 
fünften Anstrich genannten beiden Berichte dem Gemeinsa- 
men Komitee. 

Artikel 34 

Das Gemeinsame Komitee 

- genehmigt die Haushalts- und Finanzordnung; 

- genehmigt den gemeinsamen jährlichen Haushalt und die mit- 
telfristige Planung; 

- genehmigt den Bericht über den Vollzug des gemeinsamen 
jährlichen Haushalts, nachdem er von dem Bericht des Rech- 
nungsprüfungsausschusses sowie von den Schlussfolgerun- 
gen des Haushalts- und Finanzausschusses Kenntnis genom- 
men hat. 


Titel VI 

Verschiedenes 

Artikel 35 

(1) Soweit das Gemeinsame Komitee dies beschließt, können 
im Hoheitsgebiet der einen oder anderen Vertragspartei Übun- 
gen zum Zweck der Ausbildung und Schulung des Europäi- 
schen Korps durchgeführt werden. 

(2) Übungen finden grundsätzlich in für diesen Zweck vorge- 
sehenem Gelände statt. Ist das Ziel der Übungen auf diese 
Weise nicht erreichbar, können die Übungen im freien Gelände 
durchgeführt werden. 


- contröle les recettes et les depenses du budget commun 
annuel; 

- examine chaque annee l’execution du budget et redige son 
rapport sur cette execution. 

2. Le President de ce College est choisi par rotation parmi les 
membres du College. II doit etre d’une nationale differente de 
celle du General commandant le Corps europeen. 

3. Les autorites nationales de verification des comptes ont le 
droit de prendre connaissance, aupres du Quartier general du 
Corps europeen, des documents qui servent de base aux contri- 
butions financieres et depenses nationales. 

Article 33 

Le Comite budgetaire et financier: 

- conseille le Comite commun pour les questions financieres et 
budgetaires; 

- etablit le regiement budgetaire et financier qui precise notam- 
ment le mode de financement, les procedures budgetaires, 
les des de repartition des charges et les procedures d’appel 
de fonds et soumet ce regiement pour approbation au Comi- 
te commun; 

- examine le projet de budget commun annuel et de program- 
mation ä moyen terme, le fait amender si necessaire et le sou- 
met pour approbation au Comite commun; 

- examine le rapport annuel sur l’execution du budget etabli par 
le General commandant le Corps europeen; 

- examine, apres avoirentendu, le cas echeant, les commentai- 
res du General commandant le Corps europeen, le rapport 
annuel sur l’execution du budget etabli par le College des 
experts aux comptes; 

- transmet au Comite commun ses conclusions sur les deux 
rapports mentionnes dans le present article. 


Article 34 

Le Comite commun: 

- approuve le regiement budgetaire et financier; 

- approuve le budget commun annuel et la programmation ä 
moyen terme; 

- approuve le rapport sur l’execution du budget commun 
annuel, apres avoir pris connaissance du rapport du College 
des experts aux comptes et des conclusions du Comite bud- 
getaire et financier. 


Titre VI 

Dispositions diverses 

Article 35 

1 . Lorsque le Comite commun le decide, des exercices ä des 
fins d’instruction et d’entraTnement du Corps europeen pourront 
etre conduits sur le territoire de l’une ou l’autre des Parties 
contractantes. 

2. Les exercices ont Neu en principe sur les terrains reserves 
ä cet effet. Si l’objectif de ces exercices ne peut etre atteint 
ainsi, ils peuvent avoir Neu en terrain libre. 
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Artikel 36 

Das Hauptquartier erhält die gleichen Erleichterungen für die 
Benutzung der Post und Telekommunikation wie die Streitkräfte 
der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet es sich befindet. 

Artikel 37 

(1) Allein die Behörden des Aufnahmestaats treffen geeignete 
Maßnahmen, um dem Hauptquartier die von ihm benötigten Lie- 
genschaften sowie die zugehörigen Einrichtungen und Leistun- 
gen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Innerhalb der dem Hauptquartier zu seinem ausschließli- 
chen Gebrauch zur Verfügung gestellten Liegenschaften gilt das 
Recht des Aufnahmestaats nur insoweit, als es nicht um die 
Organisation, den Dienstbetrieb und die Verwaltung des Haupt- 
quartiers, das Personal und die Angehörigen oder sonstige 
interne Angelegenheiten geht, die keinerlei vorhersehbare Aus- 
wirkungen auf die Rechte Dritter oder auf die benachbarten 
Gemeinden oder die öffentliche Sicherheit und Ordnung haben. 

Artikel 38 

(1) Im Rahmen der Durchführung dieses Vertrags können 
Personen, die befähigt sind, eine Funktion im Sanitätswesen der 
Streitkräfte einer Vertragspartei auszuüben, ihre Tätigkeit zu- 
gunsten des Personals der anderen Vertragsparteien sowie der 
Angehörigen unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit aus- 
üben. 

(2) Im Rahmen der Durchführung dieses Vertrags erhalten 
das Personal des Hauptquartiers sowie seine Angehörigen die 
geeignete medizinische oder zahnmedizinische Behandlung 
einschließlich der Krankenhausbehandlung in militärischen 
Gesundheitseinrichtungen zu denselben Bedingungen wie das 
Personal der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sie sich auf- 
halten. 

Artikel 39 

Das Personal des Hauptquartiers sowie seine Angehörigen 
unterliegen nicht den Rechtsvorschriften des Aufnahmestaats in 
Bezug auf die Ausländerregistrierung und -kontrolle. 

Artikel 40 

Im Rahmen der Durchführung dieses Vertrags und vorbehalt- 
lich der Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung kön- 
nen Fahrzeuge und andere Transportmittel, die den Vorschriften 
einer Vertragspartei entsprechen, auch im Hoheitsgebiet jeder 
anderen Vertragspartei eingesetzt werden. 

Artikel 41 

(1) Wenn eine bewegliche oder unbewegliche Sache vom 
Hauptquartier nicht mehr benötigt wird, oder im Fall der Kündi- 
gung einer oder aller Vertragsparteien einigen sich diese über 
die Festlegung des Restwerts der von ihnen gemeinsam finan- 
zierten Investitionen sowie über dessen Kompensation. 

(2) Die Einzelheiten der Anwendung dieser Bestimmungen 
und insbesondere die Kriterien zur Festlegung des Restwerts 
werden in der Haushalts- und Finanzordnung geregelt. 

Artikel 42 

(1) Das Gemeinsame Komitee kann der Ernennung von Per- 
sonal aus Drittstaaten beim Hauptquartier zustimmen. 

(2) Die Rechtsstellung dieses Personals wird durch Überein- 
kunft zwischen dem ernennenden Staat und dem Aufnahme- 
staat festgelegt. 

(3) Die Einzelheiten der Teilnahme von Personal aus Drittstaa- 
ten an den Tätigkeiten des Europäischen Korps werden durch 
die Vertragsparteien bestimmt. 


Article 36 

Le Quartier general beneficie des memes facilites en matiere 
de poste et telecommunications que les forces armees de la 
Partie contractante sur le territoire de laquelle il se trouve. 

Article 37 

1 . Les autorites de I ’ Etat de sejour prennent seules les mesu- 
res appropriees pour que soient mis ä la disposition du Quartier 
general les biens immobiliers ainsi que les Services y afferents 
dont celui-ci peut avoir besoin. 

2. A l’interieur des biens immobiliers mis ä la disposition du 
Quartier general pour son usage exclusif, le droit de I ’ Etat de 
sejour ne s’applique que pour autant qu’il ne s’agit pas de l’or- 
ganisation, du fonctionnement interne et de l’administration du 
Quartier general, du personnel et des personnes ä Charge ou 
d’autres affaires internes qui n’ont aucun effet previsible sur les 
droits des tiers ou sur les communes voisines ou sur la securite 
et l’ordre public. 

Article 38 

1 . Dans le cadre de l’execution du present Traite, les person- 
nes habilitees ä exercer une fonction de sante dans l’armee 
d’une Partie contractante peuvent exercer cette fonction au pro- 
fit du personnel des autres Parties contractantes ainsi que des 
personnes ä Charge, quelle que soit leur nationale. 

2. Dans le cadre de l’execution du present Traite, le person- 
nel du Quartier general et les personnes ä sa Charge repoivent 
les soins medicaux ou dentaires appropries, y compris en hos- 
pitalisation, dans les etablissements de soins militaires dans les 
memes conditions que le personnel de la Partie contractante sur 
le territoire de laquelle ils se trouvent. 


Article 39 

Le personnel du Quartier general et les personnes ä sa Char- 
ge ne sont pas assujettis ä la legislation de I ’ Etat de sejour rela- 
tive ä l’enregistrement et au contröle des etrangers. 

Article 40 

Dans le cadre de l’execution du present Traite et sous reserve 
qu’il soit tenu compte de la securite et de l’ordre public, les vehi- 
cules et autres moyens de transport, conformes aux normes 
d’une Partie contractante, sont admis ä circuler sur le territoire 
de toute autre Partie contractante. 

Article 41 

1 . Lorsqu’un bien meuble ou immeubie cesse d’etre neces- 
saire au Quartier general, ou en cas de denonciation par l’une ou 
l’ensemble des Parties contractantes, celles-ci s’entendent 
pour determiner la valeur residuelle des investissements qu’el- 
les ont finances en commun ainsi que la compensation de la 
valeur residuelle. 

2. Les modalites d’application de ces dispositions et notam- 
ment les criteres de determination de la valeur residuelle sont 
fixes dans le regiement budgetaire et financier. 

Article 42 

1 . Le Comite commun peut accepter la designation de per- 
sonnels d’Etats tiers aupres du Quartier general. 

2. Le Statut de ces person nels est fixe par accord entre I ’ Etat 
qui les designe et I ’ Etat de sejour. 

3. Les modalites de participation de personnels d’Etats tiers 
aux activites du Corps europeen sont arretees par les Parties 
contractantes. 
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(4) Die Kosten für die Anwesenheit von Personal aus Dritt- 
staaten werden von den ernennenden Staaten getragen. 

Titel VII 

Schlussbestimmungen 

Artikel 43 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags werden durch Ver- 
handlungen zwischen ihnen beigelegt. 

(2) Streitigkeiten, die durch unmittelbare Verhandlungen zwi- 
schen den betroffenen Vertragsparteien nicht beigelegt werden 
können, werden dem Gemeinsamen Komitee unterbreitet. 

Artikel 44 

(1) Dieser Vertrag kann jederzeit auf Vorschlag einer Vertrags- 
partei im Einvernehmen aller Vertragsparteien geändert werden. 

(2) Jede Änderung bedarf der Ratifikation und tritt nach Maß- 
gabe des Artikels 46 in Kraft. 

Artikel 45 

Dieser Vertrag kann ergänzt werden durch Durchführungs- 
übereinkünfte, die im Namen der Regierungen der Vertragspar- 
teien geschlossen werden, oder durch Sondervereinbarungen, 
die von den zuständigen Behörden der Vertragsparteien ge- 
schlossen werden. 

Artikel 46 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch die Vertrags- 
parteien. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung 
der Französischen Republik hinterlegt. 

(2) Der Vertrag tritt einen Monat nach Hinterlegung der letzten 
Ratifikationsurkunde in Kraft. 

Artikel 47 

(1) Die Vertragsparteien können einstimmig jeden Mitglied- 
staat der Europäischen Union zum Beitritt zu diesem Vertrag 
einladen. 

(2) Die Beitrittsurkunden werden bei der Regierung der Fran- 
zösischen Republik hinterlegt. 

(3) Die Vertragsparteien und der beitretende Staat vereinba- 
ren auf der Grundlage dieses Vertrags und der für seine Anwen- 
dung angenommenen Bestimmungen die Beitrittsbedingungen, 
insbesondere in den Bereichen Haushalt und Finanzen. 

(4) Dieser Vertrag tritt für den beitretenden Staat einen Monat 
nach Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 48 

Die Regierung der Französischen Republik notifiziert jeder 
Vertragspartei und jeder beitretenden Partei den Tag der Hinter- 
legung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunden und den Tag 
des Inkrafttretens dieses Vertrags für die Vertragsparteien und 
beitretenden Parteien. 

Artikel 49 

(1) Dieser Vertrag kann von jeder Vertragspartei nach Ablauf 
von 10 Jahren, von seinem Inkrafttreten für die kündigende Ver- 
tragspartei an gerechnet, jederzeit gekündigt werden. 

(2) Die Kündigung dieses Vertrags durch eine Vertragspartei 
erfolgt durch schriftliche Notifikation an die Regierung der Fran- 
zösischen Republik; diese unterrichtet die anderen Vertragspar- 
teien. 


4. Les coüts relatifs ä la presence de personnels d'Etats tiers 
sont ä la Charge des Etats qui les designent. 

Titre VII 

Clauses finales 

Article 43 

1 . Tout differend entre les Parties contractantes en ce qui 
concerne l’interpretation ou l’application du present Traite est 
regle par negociations entre eiles. 

2. Les differends, qui ne peuvent pas etre regles par negocia- 
tions directes entre les Parties concernees, sont portes devant 
le Comite commun. 

Article 44 

1 . Sur la proposition d’une Partie contractante, le present 
Traite peut etre revise ä tout moment avec l’accord de toutes les 
Parties contractantes. 

2. Toute revision est soumise ä ratification et entre en vigueur 
conformement aux dispositions de l’article 46 ci-apres. 

Article 45 

Le present Traite peut etre complete par des accords d’exe- 
cution conclus au nom des gouvernements des Parties contrac- 
tantes ou des arrangements particuliers conclus par les autori- 
tes competentes des Parties contractantes. 


Article 46 

1 . Le present Traite est soumis ä ratification par les Parties 
contractantes. Les instruments de ratification sont deposes 
aupres du gouvernement de la Republique frangaise. 

2. Le present Traite entre en vigueur un mois apres la date du 
depöt du dernier instrument de ratification. 

Article 47 

1 . Les Parties contractantes, ä l’unanimite, peuvent inviter 
tout Etat membre de l’Union europeenne ä adherer au present 
Traite. 

2. Les instruments d’adhesion sont deposes aupres du gou- 
vernement de la Republique frangaise. 

3. Les Parties contractantes et l’Etat adherent conviennent, 
sur la base du present Traite et des dispositions adoptees pour 
son application, des conditions d’adhesion, notamment en 
matiere budgetaire et financiere. 

4. Le present Traite entre en vigueur pour l’Etat adherent un 
mois apres la date du depöt de son instrument d’adhesion. 

Article 48 

Le gouvernement de la Republique frangaise notifie ä chaque 
Partie contractante ou adherente la date du depöt des instru- 
ments de ratification ou d’adhesion, ainsi que la date d’entree 
en vigueur du present Traite pour les Parties contractantes ou 
adherentes. 

Article 49 

1 . Le present Traite peut etre denonce ä tout moment par 
chacune des Parties contractantes apres un delai de 10 ans ä 
compter de la date de son entree en vigueur pour la Partie qui 
denonce. 

2. La denonciation du present Traite par une des Parties 
contractantes s’effectue par notification ecrite adressee au gou- 
vernement de la Republique frangaise, qui en informe les autres 
Parties contractantes. 
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(3) Bei Kündigung durch eine Vertragspartei oder wenn die 
Vertragsparteien entscheiden, diesen Vertrag zu beenden, ver- 
ständigen sie sich auf der Grundlage dieses Vertrags und der für 
seine Durchführung angenommenen Bestimmungen über die 
sich aus dieser Lage insbesondere in den Bereichen Haushalt 
und Finanzen ergebenden Folgen. 

(4) Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
wirksam. 


Zu Urkund dessen haben die jeweiligen Bevollmächtigten die- 
sen Vertrag unterschrieben. 

Geschehen zu Brüssel am 22. November 2004 in deutscher, 
spanischer, französischer und niederländischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, 
die im Archiv der Regierung der Französischen Republik hinter- 
legt wird. 

Diese übermittelt jeder Vertragspartei eine beglaubigte Ab- 
schrift. 


3. Lors de la denonciation par une Partie contractante ou si 
les Parties contractantes decident de mettre fin au present Trai- 
te, eiles conviennent, sur la base du present Traite et des dispo- 
sitions adoptees pour son application, des consequences de 
cette Situation notamment en matiere budgetaire et financiere. 

4. La denonciation prend effet un an apres la reception de la 
notification. 


En foi de quoi, les Plenipotentiaires respectifs ont signe le 
present Traite. 

Fait ä Bruxelles, le 22 novembre 2004 en langues allemande, 
espagnole, frangaise et neerlandaise, les quatre textes faisant 
egalement foi, en un seul original qui sera depose dans les 
archives du gouvernement de la Republique frangaise. 

Celui-ci transmet ä chacune des Parties contractantes une 
copie certifiee conforme. 


Für die Französische Republik 
Pour la Republique frangaise 

Michele Alliot-Marie 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la Republique föderale d’Allemagne 

Schönfelder 
Walter Kolbow 

Für das Königreich Belgien 
Pour le Royaume de Belgique 

Dirk Wouters 

Für das Königreich Spanien 
Pour le Royaume d’Espagne 

Jose Bono 

Für das Großherzogtum Luxemburg 
Pour le Grand-Duche de Luxembourg 


Luc Frieden 
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Schlussakte 

zur Unterzeichnung des Straßburger Vertrags 


Acte final de signature 
du Traite de Strasbourg 


Am heutigen Tag wurde in Brüssel von den Vertretern der 
Französischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland, des 
Königreichs Belgien, des Königreichs Spanien und des Großher- 
zogtums Luxemburg der Vertrag über das Europäische Korps 
und die Rechtsstellung seines Hauptquatiers, der so genannte 
„Straßburger Vertrag“, unterzeichnet. 

Dieser Schlussakte beigefügt ist eine Erklärung des König- 
reichs Belgien und des Großherzogtums Luxemburg betreffend 
die Elemente der luxemburgischen Streitkräfte, die dem Kom- 
mandierenden General des Europäischen Korps unterstellt 
werden sollen, welche die Unterzeichner zur Kenntnis nehmen. 


Ce jour ete signe ä Bruxelles par les representants de la 
Republique frangaise, de la Republique föderale d'Allemagne, 
du Royaume de Belgique, du Royaume d’Espagne et du Grand- 
Duche de Luxembourg le traite relatif au Corps europeen et au 
Statut de son Quartier general, dit «Traite de Strasbourg». 

Est annexee ä cet acte final une declaration du Royaume de 
Belgique et du Grand-Duche de Luxembourg dont prennent 
acte les signataires concernant les elements des forces armees 
luxembourgeoises susceptibles d’etre places sous le Comman- 
dement du General commandant le Corps europeen. 
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Erklärung im Rahmen der Schlussakte 
zur Unterzeichnung des Straßburger Vertrags 


Declaration pour l’acte final 
de signature du Traite de Strasbourg 


Die Regierungen des Großherzogtums Luxemburg und des 
Königreichs Belgien erklären, dass die Elemente der luxembur- 
gischen Streitkräfte, die möglicherweise dem Kommandieren- 
den General des Europäischen Korps unterstellt werden, keinen 
selbständigen Beitrag darstellen werden, sondern grundsätzlich 
durch eine vollständige Eingliederung in die Einheiten der belgi- 
schen Streitkräfte erfolgen werden. 

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, des 
Königreichs Spanien und der Französischen Republik nehmen 
das Bestehen dieser Absprache zur Kenntnis. 

Diese integrierten luxemburgischen Elemente stellen folglich 
keine Einheiten im Sinne des Artikels 20 Absatz 2 Buchstabe c 
Ziffer ii dar, der somit immer dann, wenn diese Absprache zur 
Durchführung gelangt, unter Berücksichtigung der Absprache 
angewandt wird. 

Für den Fall, dass die luxemburgischen Elemente nicht in die 
Einheiten der belgischen Streitkräfte integriert werden, kommen 
die Vertragsparteien überein, Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe c 
Ziffer ii unter Berücksichtigung des Artikels 1 Absatz 4 betref- 
fend den Grundsatz der ausgewogenen Aufteilung der Lasten 
anzuwenden. 


Les gouvernements du Grand-Duche de Luxembourg et du 
Royaume de Belgique declarent que les elements des forces 
armees luxembourgeoises susceptibles d’etre places sous le 
Commandement du General commandant le Corps europeen 
ne constitueront pas une contribution autonome mais se feront 
en principe par une Integration complete dans les unites des for- 
ces armees beiges. 

Les gouvernements de la Republique föderale d’Allemagne, 
du Royaume d’Espagne et de la Republique frangaise prennent 
acte de l’existence de cet arrangement. 

En consequence, ces elements integres luxembourgeois 
ne constituent pas des unites au sens des dispositions de l’arti- 
cle 20.2.c.ii, qui seront donc appliquees en ayant ä l’esprit cet 
arrangement chaque fois qu’il sera mis en oeuvre. 

Dans l’hypothese oü les elements luxembourgeois ne seraient 
pas integres dans les unites des forces armees beiges, les Par- 
ties contractantes conviennent d’appliquer l’article 20.2. c.ii 
ayant ä l’esprit l’article 1 .4 sur le principe de la repartition equili- 
bree des charges. 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik der Europäischen Union haben der Bundeskanzler 
der Bundesrepublik Deutschland und der Präsident der 
Französischen Republik im Oktober 1991 die Aufstellung 
des Europäischen Korps (EK) beschlossen. Am 22. Mai 
1992 wurde durch den Deutsch-Französischen Verteidi- 
gungs- und Sicherheitsrat der Bericht von La Rochelle 
über die Aufstellung des EK angenommen, dem die bel- 
gische Regierung am 25. Juni 1993, die spanische 
Regierung am 1. Juli 1993 und die luxemburgische 
Regierung am 7. Mai 1996 beigetreten sind. Die in einem 
völkerrechtlichen Vertrag zu regelnden Rechtsgrundla- 
gen sollten sich an den Prinzipien der Gleichberechti- 
gung der beteiligten Staaten, der Gegenseitigkeit und der 
ausgewogenen Aufteilung der Lasten in Bezug auf das 
EK in seiner Gesamtheit, d. h. das Hauptquartier und die 
dem Korps zugeordneten Truppen, orientieren. Am 
1. Oktober 1996 wurde die Einsatzbereitschaft des EK 
hergestellt. 

Der vertragsrechtliche Rahmen für das EK, der so 
genannte Straßburger Vertrag, regelt die Grundprinzipien 
des EK in Bezug auf die Aufträge, die Einzelheiten der 
Organisation und die Funktionsweise, die Rechtsstellung 
des Hauptquartiers, die gerichtliche Zuständigkeit, die 
Abwicklung von Schadensfällen, Steuer- und Zollangele- 
genheiten sowie Finanz- und Haushaltsfragen. 

Im Bereich der Auftragsarten, der Rechts- und Ge- 
schäftsfähigkeit des Hauptquartiers sowie der Befugnis- 
se des Kommandierenden Generals entspricht der Straß- 
burger Vertrag den bereits geltenden Verträgen für das 
I. (D/NL) Korps und das Multinationale Korps Nordost. 

Die Einbeziehung der dem EK zugeordneten Verbände in 
die Schadensbestimmungen ist ebenfalls ein Schritt zur 
Vereinheitlichung im Rahmen einer ausgewogenen Las- 
tenteilung. Die Bestimmungen zur Schadenshaftung stel- 
len eine innovative, den besonderen Bedingungen der 
integrierten Struktur des EK angepasste Regelung dar. 
Sie regeln unter anderem den Verzicht auf Schadenser- 
satzforderungen der Vertragsparteien untereinander, aber 
auch hinsichtlich des Hauptquartiers. Darüber hinaus 
werden die Haftung für Drittschäden, die von den üben- 
den Verbänden oder dem Hauptquartier verursacht wor- 
den sind, sowie ihre Geltendmachung geregelt. Die Ein- 
nahmen und Ausgaben für die Regulierung von Dritt- 
schäden werden aus dem gemeinsamen Haushalt des 
EK bestritten. 

Die Bestimmungen zur Ausübung der Strafgerichtsbar- 
keit bauen auf Artikel VII des NATO-Truppenstatuts (NTS) 
auf. Danach gibt es ausschließliche und konkurrierende 
Zuständigkeiten von Aufnahme- und Entsendestaaten. 
Der Entsendestaat hat die ausschließliche Gerichtsbar- 
keit über die seinem Recht unterworfenen Personen in 
Bezug auf diejenigen Handlungen, welche nach dem 
Recht des Entsendestaats, nicht jedoch nach dem Recht 
des Aufnahmestaats strafbar sind. Der Aufnahmestaat 
hat demgegenüber die ausschließliche Gerichtsbarkeit in 
Bezug auf diejenigen Handlungen, welche nach seinem 
Recht, nicht jedoch nach dem Recht des Entsendestaats 
strafbar sind. 


Konkurrierende Gerichtsbarkeit liegt vor, wenn eine 
Handlung oder Unterlassung in beiden Rechtsordnungen 
strafbar ist. Der Entsendestaat hat ein Vorrecht auf Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit lediglich in Bezug auf strafba- 
re Handlungen, die nur gegen sein Vermögen oder seine 
Sicherheit oder nur gegen die Person oder das Vermögen 
eines anderen Mitglieds seiner Truppe, des zivilen Gefol- 
ges oder eines Angehörigen gerichtet sind, sowie hin- 
sichtlich strafbarer Handlungen in Ausübung des Diens- 
tes. In allen anderen Fällen hat der Aufnahmestaat das 
Vorrecht auf Ausübung der Gerichtsbarkeit. 

Diese Vorschriften aus Artikel VII NTS werden durch die 
folgenden Bestimmungen des Straßburger Vertrags zum 
Teil ergänzt bzw. modifiziert. Zur ausschließlichen 
Gerichtsbarkeit finden sich im Straßburger Vertrag 
jedoch keine ausdrücklichen Regelungen, so dass hierfür 
die Vorschriften des NTS gelten. 


II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 bestimmt den Zweck des Vertrags und stellt klar, 
dass die Bestimmungen dieses Vertrags auf der Anwen- 
dung der Grundsätze der Gegenseitigkeit und der ausge- 
wogenen Verteilung der Lasten beruhen. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält Begriffsbestimmungen, die für diesen 
Vertrag gelten. Er regelt dabei die Zusammensetzung der 
angesprochenen Gremien und Ausschüsse. 

Zu Artikel 3 

Einsätze des EK sind möglich im Rahmen der Vereinten 
Nationen, der Westeuropäischen Union, der Nordatlan- 
tikvertrags-Organisation, der Gemeinsamen Europäi- 
schen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union sowie im Rahmen eines gemeinsamen Beschlus- 
ses der Vertragsparteien gemäß den verfassungsrechtli- 
chen Voraussetzungen der fünf Vertragsstaaten. 

Neben Aufträgen im Rahmen der Bündnisverteidigung 
kann das EK auch bei Operationen zur multinationalen 
Krisenbewältigung, bei humanitären Aufgaben und Ret- 
tungseinsätzen einschließlich friedenserhaltender Maß- 
nahmen sowie bei Kampfeinsätzen bei der Krisenbewäl- 
tigung einschließlich friedensschaffender Maßnahmen 
eingesetzt werden. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt die Aufgaben des Gemeinsamen Komi- 
tees. Hierzu gehört insbesondere die Vorbereitung und 
Umsetzung der Entscheidungen der Vertragsparteien mit 
der entsprechenden Weisungsbefugnis gegenüber dem 
Kommandierenden General des EK. 

Zu Artikel 5 

Das Hauptquartier des EK besitzt eine eigene Rechtsper- 
sönlichkeit und schließt im eigenen Namen Verträge ab. 
Es kann Vermögen erwerben und veräußern sowie vor 
Gericht klagen und verklagt werden. 
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Zu Artikel 6 

Artikel 6 regelt die Aufgaben des Kommandierenden 
Generals des EK. Insbesondere übt der Kommandieren- 
de General des EK die Rechts- und Geschäftsfähigkeit 
des Hauptquartiers aus. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 gewährleistet die Unverletzlichkeit der Archive. 
Zu Artikel 8 

Artikel 8 regelt die Stationierung oder Verlegung von Per- 
sonal und Material für Einsatz und Übungen. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 regelt, dass Militärpersonal Waffen besitzen und 
tragen darf, sofern einschlägige Dienstanweisungen dies 
gestatten. 

Zu Artikel 1 0 

Artikel 10 regelt den Schutz von geheimhaltungsbedürfti- 
gen Informationen, Unterlagen und Ausrüstung. In einer 
Tabelle werden die Entsprechungen zwischen den Ge- 
heimhaltungsgraden des EK und der Europäischen 
Union aufgeführt. 

Zu Artikel 1 1 

Militärführerscheine der Vertragsparteien sind auch im 
Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei gültig. 

Zu Artikel 1 2 

Hinsichtlich des Tragens von Uniform oder Zivilkleidung 
gilt für die Mitglieder der Streitkräfte das jeweilige Recht 
des Aufnahmestaats. 

Zu Artikel 1 3 

Kraftfahrzeuge, die vom Hauptquartier des EK beschafft 
werden, sind nach den Zulassungsbestimmungen des 
Aufnahmestaats zuzulassen, in dem das Hauptquartier 
des EK seinen Sitz hat. 

Zu Artikel 1 4 

Absatz 1 stellt klar, dass der Entsendestaat die sich 
aus seinem nationalen Recht ergebenden Befugnisse im 
Rahmen der Straf- und Disziplinargerichtsbarkeit behält. 

Absatz 2 bestätigt die Geltung des Territorialitätsprin- 
zips. Demnach steht es grundsätzlich dem Aufnahme- 
staat zu, die Gerichtsbarkeit über die auf seinem 
Hoheitsgebiet begangenen strafbaren Handlungen aus- 
zuüben. 

Zu Artikel 1 5 

Artikel 15 regelt die Fälle der konkurrierenden Gerichts- 
barkeit von Entsende- und Aufnahmestaat und folgt 
dabei inhaltlich dem NTS. 

Nach Absatz 1 steht dem Entsendestaat das Vorrecht 
auf Ausübung der Gerichtsbarkeit lediglich bei strafbaren 
Handlungen gegen Sicherheit oder Vermögen des Ent- 
sendestaats oder gegen die Person oder das Vermögen 
eines Mitglieds seines Personals oder eines Angehörigen 


oder bei strafbaren Handlungen in Ausübung des Diens- 
tes zu. 

Im Übrigen liegt nach Absatz 2 das Vorrecht auf Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit beim Aufnahmestaat. 

Zwar kann nach Absatz 3 ein Staat auf das Vorrecht 
zur Ausübung seiner Gerichtsbarkeit verzichten. Dazu 
muss er die Behörden des jeweils anderen Staates unter- 
richten. Einen generellen Verzicht auf die Ausübung des 
Vorrechts enthält Artikel 15 jedoch nicht. Die Vertrags- 
parteien verpflichten sich nur dazu, etwaige Verzichtser- 
suchen wohlwollend zu prüfen. 

Zu den Artikeln 16 und 17 

Die Bestimmungen der Artikel 16 und 17 betreffen die 
gegenseitige Unterstützung bei Festnahme und bei 
Ermittlungen in Strafsachen. Sie entsprechen weitge- 
hend den Bestimmungen in Artikel VII Abs. 5 und 6 NTS. 

Jedoch erstreckt Artikel 17 Abs . 1 Satz 2 die Ver- 
pflichtung zur Unterstützung bei der Durchführung von 
Ermittlungen und der Beschaffung von Beweismitteln 
auch auf das Hauptquartier. Im Unterschied zum NTS 
wird die Aushändigung von Beweismitteln an die Justiz 
nicht mehr von der Rückgabe innerhalb einer von der 
aushändigenden Behörde bestimmten Frist abhängig 
gemacht. Der Justiz wird stattdessen auferlegt, die Be- 
weismittel unverzüglich zurückzugeben, wenn sie nicht 
mehr notwendig sind. 

Zu Artikel 1 8 

Satz 1 enthält den rechtsstaatlichen Grundsatz des 
„ne bis in idem“ und verbietet, dass ein Angeklagter nach 
rechtskräftiger Verurteilung wegen derselben Tat erneut 
verfolgt wird. Eine entsprechende Regelung findet sich 
auch in Artikel VII Abs. 8 NTS. In der Formulierung folgt 
Artikel 18 wörtlich Artikel 54 des Schengener Durchfüh- 
rungsübereinkommens. 

Satz 2 belässt jedoch dem Entsendestaat die Möglich- 
keit, Disziplinarverfahren auch wegen Taten durchzufüh- 
ren, die bereits Gegenstand eines Strafverfahrens in 
einem anderen Staat waren. 

Zu Artikel 1 9 

Artikel 19 betrifft die Befugnisse der Militärpolizei und 
geht damit eigentlich sachlich über Titel II „Gerichtliche 
Zuständigkeit“ hinaus. 

Absatz 1 erlaubt es der Militärpolizei im Hauptquar- 
tier, die geeigneten Maßnahmen zu treffen, um Ordnung 
und Sicherheit aufrechtzuerhalten. Nach Absatz 2 ist 
für einen Einsatz dieses Personals außerhalb des Haupt- 
quartiers eine Einigung mit dem Aufnahmestaat erforder- 
lich. 

Zu Artikel 20 

Artikel 20 regelt die Behandlung von Schadensersatzfor- 
derungen der Vertragsparteien untereinander sowie ins- 
besondere die Haftung für Schäden Dritter, die durch das 
Hauptquartier oder durch Militärpersonal, das dem EK 
zugeordnet ist, in Ausübung des Dienstes verursacht 
wurden. Er lehnt sich im Wesentlichen an die bewährten 
Regelungen des Artikels VIII NTS an. Abweichend vom 
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NTS erstattet aber das EK dem Aufnahmestaat, der den 
Schaden eines Dritten reguliert, den vollen Schadenser- 
satz; die im NTS vorgesehene Interessenquote von 25 % 
zu Lasten des jeweiligen Aufnahmestaats entfällt. In 
Deutschland sind die Schadensregulierungsstellen des 
Bundes bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
zuständig für die Regulierung von Drittschäden. 

Zu Artikel 21 

Artikel 21 behandelt Schadensersatzforderungen Dritter 
wegen Schäden, die durch Handlungen des Personals 
des Hauptquartiers und der Einheiten des EK außerhalb 
des Dienstes verursacht wurden. Diese Regelung ent- 
spricht Artikel VIII Abs. 6 NTS. Verfahrensbeteiligt ist 
-anders als bei den dienstlich verursachten Schäden 
gemäß Artikel 20 - nicht das Hauptquartier, sondern der 
Heimatstaat des konkreten Schädigers (Entsendestaat). 
Dieses sog. „ex-gratia-Verfahren“ obliegt in Deutschland 
ebenfalls den Schadensregulierungsstellen des Bundes. 

Zu Artikel 22 

Die in Artikel 22 enthaltene Regelung über den Aus- 
schluss der Vollstreckbarkeit von Gerichtsurteilen im Zu- 
sammenhang mit dienstlich verursachten Drittschäden 
entspricht Artikel VIII Abs. 5 Buchstabe g NTS. 

Zu Artikel 23 

Die in Artikel 23 enthaltene Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit entspricht Artikel VIII Abs. 10 NTS. Die 
Behörden des Aufnahmestaats und die des Entsende- 
staats sowie der Kommandierende General des EK 
unterstützen sich gegenseitig bei der Beschaffung von 
Beweismitteln, damit eine gerechte Untersuchung und 
Erledigung der Schadensersatzforderungen ermöglicht 
wird. 

Zu Artikel 24 

Nach Artikel 24 sind die Guthaben, Einkünfte und sonsti- 
gen Vermögenswerte des Hauptquartiers des EK im Rah- 
men ihrer dienstlichen Verwendung von allen direkten 
Steuern befreit. 

Zu Artikel 25 

Nach Artikel 25 erhält das Hauptquartier des EK keine 
Befreiung von Steuern und anderen Abgaben, die ledig- 
lich eine Vergütung für Leistungen öffentlicher Versor- 
gungsbetriebe darstellen. 

Zu Artikel 26 

Nach Absatz 1 ergreifen die Vertragsparteien in Über- 
einstimmung mit dem Gemeinschaftsrecht geeignete 
Maßnahmen zur Entlastung des Hauptquartiers des EK 
von indirekten Steuern, einschließlich der Umsatzsteuer 
und der besonderen Verbrauchsteuern, und anderen 
Abgaben, wenn das Hauptquartier für den dienstlichen 
Bedarf in großem Umfang Güter erwirbt oder Dienstleis- 
tungen in Anspruch nimmt, deren Preis indirekte Steuern 
und andere Abgaben enthält. Die Entlastung kann im 
Rahmen einer Befreiung oder einer nachträglichen 
Erstattung erfolgen. 

Nach Absatz 2 ist die Einfuhr von Waren und Gütern 
durch das Hauptquartier des EK für den dienstli- 


chen Bedarf des Hauptquartiers in Übereinstimmung mit 
dem Gemeinschaftsrecht von indirekten Steuern und 
Einfuhrabgaben befreit. 

Nach Absatz 3 sind die vom Hauptquartier beschaff- 
ten Dienstfahrzeuge zudem von Steuern, Gebühren und 
anderen Abgaben, die im Zusammenhang mit der Teil- 
nahme am Straßenverkehr und der Zulassung erhoben 
werden, befreit. Es handelt sich hierbei um eine Befrei- 
ung der vom Hauptquartier des EK beschafften Dienst- 
fahrzeuge von der Kraftfahrzeugsteuer. 

Zu Artikel 27 

Nach Artikel 27 können den Mitgliedern des Personals 
des Hauptquartiers des EK, die zum Hauptquartier ver- 
setzt und nicht Staatsangehörige des Aufnahmestaats 
sind, vom Aufnahmestaat (Frankreich) beim Erwerb eines 
Fahrzeugs eine Befreiung von der Umsatzsteuer und 
beim Erwerb eines monatlichen Kontingents an Kraftstoff 
eine Befreiung von der Umsatzsteuer und von besonde- 
ren Verbrauchsteuern gewährt werden. Die Grenzen und 
Einzelheiten der Steuerbefreiung werden durch den Auf- 
nahmestaat festgelegt. Der Aufnahmestaat kann die 
Steuerbefreiungen nur bis zum 31. Dezember 2007 ge- 
währen. 

Zu Artikel 28 

Nach Artikel 28 dürfen vom Hauptquartier des EK 
beschaffte oder eingeführte Güter und Waren, für die 
eine Steuerbefreiung oder Erstattung gewährt worden 
ist, nur unter den Bedingungen der Vertragspartei, die die 
Befreiung oder Erstattung gewährt hat, entgeltlich oder 
unentgeltlich abgegeben werden. 

Zu Artikel 29 

Nach Artikel 29 behalten die Mitglieder des Personals 
des Hauptquartiers für Zwecke der Einkommen-, Vermö- 
gen-, Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie der An- 
wendung der bilateralen Doppelbesteuerungsabkom- 
men ihren Wohnsitz im Entsendestaat bei, wenn sie sich 
ausschließlich aufgrund der Ausübung ihres Dienstes 
beim Hauptquartier des EK im Aufnahmestaat befinden. 
Dementsprechend können die Dienstbezüge der Mitglie- 
der des Personals nur im Entsendestaat besteuert wer- 
den. Die Wohnsitzfiktion gilt auch für den nicht berufstä- 
tigen Ehepartner sowie die unterhaltsberechtigten und im 
Haushalt lebenden Kinder der Mitglieder des Personals 
des Hauptquartiers. 

Zu Artikel 30 

Durch Artikel 30 soll sichergestellt werden, dass die ein- 
geräumten Befreiungen oder Erleichterungen auf dem 
Gebiet des Zoll- oder Steuerwesens nicht missbräuch- 
lich genutzt werden. 

Zu Artikel 31 

Artikel 31 legt die Einrichtung eines jährlichen, gemeinsa- 
men Haushalts für das EK fest und bestimmt dessen 
Inhalt sowie dessen Finanzierung. 

Zu Artikel 32 

Absatz 1 regelt die Aufgaben und Befugnisse des 
Rechnungsprüfungsausschusses. 


Drucksache 16/8250 


-26- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


In Absatz 2 wird die Besetzung des Postens des Vor- 
sitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses gere- 
gelt. 

In Absatz 3 werden die Befugnisse der jeweiligen 
nationalen Rechnungsprüfungsbehörden festgelegt. 

Zu Arti kel 33 

Artikel 33 regelt die Aufgaben und Befugnisse des Haus- 
halts- und Finanzausschusses. 

Zu Arti kel 34 

Artikel 34 regelt die Aufgaben und Befugnisse des 
Gemeinsamen Komitees bezüglich der Haushalts- und 
Finanzbestimmungen. 

Zu Arti kel 35 

Artikel 35 regelt, dass Übungen zum Zweck der Ausbil- 
dung und Schulung nach einem Beschluss des Gemein- 
samen Komitees im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
durchgeführt werden können. Die Übungen sollen grund- 
sätzlich auf Truppenübungsplätzen durchgeführt werden. 

Zu Arti kel 36 

Artikel 36 regelt, dass für das Hauptquartier des EK im 
Bereich der Nutzung der Post und Telekommunikation 
die gleichen Erleichterungen gelten wie für die Streitkräf- 
te des Aufnahmestaats. 

Zu Arti kel 37 

Der Aufnahmestaat stellt dem Hauptquartier benötigte 
Liegenschaften und zugehörige Einrichtungen und Leis- 
tungen zur Verfügung. In diesen Liegenschaften gilt das 
Recht des Aufnahmestaats nur insoweit, als es nicht um 
die Organisation, den Dienstbetrieb und die Verwaltung 
des Hauptquartiers, das Personal und die Angehörigen 
oder sonstige interne Angelegenheiten geht, die keine 
Auswirkung auf die Rechte Dritter oder benachbarte 
Gemeinden sowie die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
haben. 

Zu Arti kel 38 

Personal, welches die Befähigung zur Ausübung einer 
Funktion im Sanitätsdienst hat, kann seine Tätigkeit 
zugunsten des Personals einer anderen Vertragspartei 
unabhängig von der nationalen Zuständigkeit ausüben. 

Im Bereich der medizinischen sowie zahnmedizinischen 
Behandlung einschließlich der Krankenhausbehandlung 
in militärischen Gesundheitseinrichtungen werden das 
Personal des Hauptquartiers sowie seine Angehörigen 
dem Personal der Streitkräfte des Aufnahmestaats 
gleichgestellt. 

Zu Arti kel 39 

Artikel 39 regelt für das Personal des Hauptquartiers 
sowie seine Angehörigen die Befreiung von der Auslän- 
derregistrierung und -kontrolle im Aufnahmestaat. 


Zu Artikel 40 

Artikel 40 stellt klar, dass Fahrzeuge und andere Trans- 
portmittel im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei 
nur eingesetzt werden dürfen, sofern die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet ist. 

Zu Artikel 41 

Sofern das Hauptquartier bewegliche oder unbewegliche 
Sachen nicht mehr benötigt, die gemeinsam finanziert 
wurden, wird einvernehmlich der Restwert festgelegt. 
Einzelheiten sind in der Haushalts- und Finanzordnung 
zu regeln. 

Zu Artikel 42 

Artikel 42 gibt dem Gemeinsamen Komitee die Möglich- 
keit, der Ernennung von Personal aus Drittstaaten zuzu- 
stimmen. Die Rechtsstellung dieses Personals wird zwi- 
schen dem ernennenden Staat und dem Aufnahmestaat 
festgelegt. Die Bedingungen zur Teilnahme an den Tätig- 
keiten des Hauptquartiers werden zwischen den Ver- 
tragsparteien festgelegt. 

Zu Artikel 43 

Artikel 43 sieht vor, dass Streitigkeiten hinsichtlich der 
Auslegung und Anwendung dieses Vertrags durch Ver- 
handlungen zwischen den Vertragsstaaten beigelegt 
werden. 

Zu den Artikeln 44 und 45 

Die Artikel 44 und 45 enthalten Bestimmungen zur Ände- 
rung und Ergänzung dieses Vertrags. 

Zu Artikel 46 

Artikel 46 bestimmt die Notwendigkeit der Ratifikation 
sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrags. 
Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der 
Französischen Republik hinterlegt. 

Zu Artikel 47 

Artikel 47 eröffnet weiteren Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union die Möglichkeit, diesem Vertrag auf Einla- 
dung der Vertragsparteien beizutreten. 

Zu Artikel 48 

Die Französische Regierung notifiziert den Vertragsstaa- 
ten die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden sowie 
den Tag des Inkrafttretens dieses Vertrags. 

Zu Artikel 49 

Artikel 49 enthält Bestimmungen zur Kündigung dieses 
Vertrags. Eine Kündigung ist erstmals nach Ablauf von 
zehn Jahren möglich. 
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